
 
 
 
 

________________________________________________________ 
Verkaufsprospekt 

Einschließlich  
Verwaltungsreglement  

 
MULTI LEADERS FUND DEFENSIVE RETURN 

 
Ein Investmentfonds mit Sondervermögenscharakter  

(Fonds commun de placement)  
in der Form eines Monofonds 

gemäß Teil I des geänderten Luxemburger Gesetzes vom 17. Dezember 2010 
über Organismen für gemeinsame Anlagen 

R.C.S. Luxembourg K 1346 

 
Stand: 1. Juli 2018 

 
 

________________________________________________________ 
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veröffentlichten Jahresbericht des Fonds, sowie dem ggf. derzeit letzten Halbjahresbericht. Beide Berichte sind 
Bestandteil des Verkaufsprospektes. 
 
Der Verkaufsprospekt mit dem Verwaltungsreglement in ihrer jeweils aktuellen Fassung sowie Jahres- und 
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Verkaufsprospekt (Besonderer Teil) 
____________________________________________________________________________ 
 
 

MULTI LEADERS FUND DEFENSIVE RETURN 
 
Anlagepolitik  
 
Ziel der Anlagepolitik dieses defensiv gemanagten Fonds ist die Erwirtschaftung einer 
angemessenen Rendite bei möglichst geringen Wertschwankungen in Euro. 
 
Zur Erreichung dieses Ziels werden die Vermögenswerte des Fonds unter dem vor-
nehmlichen Aspekt des Werterhaltes in Anteile an Investmentfonds des offenen Typs 
im Sinne von Artikel 4 Nr. 2 e) des Verwaltungsreglements investiert, wobei vornehm-
lich Aktien-, Renten- und Mischfonds sowie Geldmarkt- und geldmarktnahe Fonds 
ausgewählt werden. Anteile an „Spezialfonds“, deren Anteile nur institutionellen Anle-
gern im Sinne der Luxemburger Gesetzgebung vorbehalten sind, dürfen nicht erwor-
ben werden. Bei der Auswahl der Zielfonds kann der Fonds auch OGAW und/oder 
OGA mit unterschiedlichen regionalen, sektoralen oder branchenbezogenen Schwer-
punkten berücksichtigen.  
 
Es gilt zudem, dass mindestens 25% des Wertes des Fonds in Kapitalbeteiligungen 
angelegt werden. Kapitalbeteiligungen in diesem Sinne sind  
 

- Aktien, die zum amtlichen Handel an einer Börse zugelassen oder an einem an-
deren organisierten Markt zugelassen oder in diesen einbezogen sind und bei 
denen es sich nicht um Anteile an Investmentvermögen handelt; 

 
- Anteile an anderen Investmentvermögen, die gemäß ihren Anlagebedingungen 

mindestens 51% ihres Wertes in Aktien, die zum amtlichen Handel an einer Bör-
se zugelassen oder an einem anderen organisierten Markt zugelassen oder in 
diesen einbezogen sind anlegen, in Höhe von 51% ihres Wertes; 
 

- Anteile an anderen Investmentvermögen, die gemäß ihren Anlagebedingungen 
mindestens 25% ihres Wertes in Aktien, die zum amtlichen Handel an einer Bör-
se zugelassen oder an einem anderen organisierten Markt zugelassen oder in 
diesen einbezogen sind anlegen, in Höhe von 25% ihres Wertes oder  
 

- Anteile an anderen Investmentvermögen entweder in Höhe der bewertungstäg-
lich veröffentlichten Quote ihres Wertes, zu der sie tatsächlich in die vorgenann-
ten Anteile an Kapitalgesellschaften anlegen oder in Höhe der in den Anlagebe-
dingungen des anderen Investmentvermögens festgelegten Mindestquote. 

 
Für Zwecke dieser Anlagepolitik und in Übereinstimmung mit der Definition des deut-
schen Kapitalanlagegesetzbuches (KAGB) ist ein organisierter Markt, ein Markt, der 
anerkannt und für das Publikum offen ist und dessen Funktionsweise ordnungsgemäß 
ist, sofern nicht ausdrücklich etwas Anderes bestimmt ist. Dieser organisierte Markt 
entspricht zugleich den Kriterien des Artikels 50 der OGAW Richtlinie. 
 
Der Fonds kann daneben in Wertpapiere und als Wertpapiere qualifizierende Zertifika-
te sowie Geldmarktinstrumente investieren. Zertifikate, welche Derivate einbetten, kön-
nen nur erworben werden, sofern deren zugrunde liegender Basiswert aus einem der 
vorgenannten Anlagesegmente besteht. Die Geldmarktinstrumente dürfen im Zeitpunkt 
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ihres Erwerbs eine Restlaufzeit von höchstens 12 Monaten haben. Zudem können 
flüssige Mittel gehalten werden. 
 
Bei dem Erwerb von Anteilen an Zielfonds kann es zu der Erhebung einer Verwal-
tungsvergütung auch auf der Ebene dieser Zielfonds kommen. Der Fonds wird dabei 
nicht in Zielfonds anlegen, die einer fixen Verwaltungsvergütung von mehr als 2,5% 
p.a. unterliegen. Es wird darauf hingewiesen, dass Zielfonds möglicherweise auch ei-
ner leistungsabhängigen Verwaltungsvergütung unterliegen. Im Jahresbericht des 
Fonds wird angegeben, wie hoch der Anteil der Verwaltungsvergütung maximal ist, 
welche der Fonds sowie die Zielfonds zu tragen haben.  
 
Zur Absicherung und zur effizienten Verwaltung des Fondsvermögens darf der Fonds 
daneben auch Derivate und sonstige Techniken und Instrumente einsetzen, wobei 
stets die einschlägigen Vorschriften von Artikel 4 Nr. 7 des Verwaltungsreglements 
berücksichtigt werden. Die Chancen und Risiken der Techniken und Instrumente sind 
in Artikel 4 Nr. 7 des Verwaltungsreglements ausführlich beschrieben. Des Weiteren 
sind die Bestimmungen von Artikel 4 Nr. 8 des allgemeinen Verwaltungsreglements 
betreffend das Risikomanagement zu beachten. 
 
Dem Fonds ist es nicht erlaubt, Wertpapierfinanzierungsgeschäfte, wie z.B. 
Wertpapierpensionsgeschäfte, Wertpapier- oder Warenleihgeschäfte, Kauf-
/Rückverkaufgeschäfte, Verkauf-/Rückkaufgeschäfte, Lombardgeschäfte oder Total 
Return Swaps zu tätigen.  
 
Sollte künftig Gebrauch von Wertpapierfinanzierungsgeschäften gemacht werden, wird 
vorliegender Verkaufsprospekt entsprechend abgeändert, um jeglichen rechtlichen 
Vorgaben, insbesondere des CSSF-Rundschreibens 14/592 betreffend 
börsengehandelten Indexfonds (ETF) und anderen OGAW-Themen, der Verordnung 
(EU) 2015/2365 des europäischen Parlaments und des Rates vom 25. November 2015 
über die Transparenz von Wertpapierfinanzierungsgeschäften und der 
Weiterverwendung sowie zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 (SFT-
Verordnung), zu entsprechen.  
 
Der Fonds bildet keinen Wertpapierindex ab. Die Verwaltungsgesellschaft orientiert 
sich für den Fonds am Rex Performance Index als Vergleichsmaßstab. Der Rex 
Performance Index wird nicht abgebildet, sondern dient lediglich als Ausgangspunkt für 
die Anlageentscheidungen. Das Fondsmanagement entscheidet nach eigenem 
Ermessen aktiv über die Auswahl der Vermögensgegenstände unter Berücksichtigung 
von Analysen und Bewertungen von Unternehmen sowie volkswirtschaftlichen und 
politischen Entwicklungen. Es zielt darauf ab, die Wertentwicklung des 
Vergleichsmaßstabs zu übertreffen. Die Zusammensetzung des Fonds sowie seine 
Wertentwicklung können wesentlich bis vollständig und langfristig – positiv oder negativ 
– vom Vergleichsmaßstab abweichen. 
 
Kosten 
 
1. Die Vergütung für die Verwaltung des Fonds beträgt bis zu 1,5% p.a., errechnet auf 

das am letzten Bewertungstag eines jeden Monats ermittelte Netto-Fondsvermögen. 
 
2. Die Vergütung für die Verwahrstelle beträgt bis zu 0,15% p.a., errechnet auf das am 

letzten Bewertungstag eines jeden Monats ermittelte Netto-Fondsvermögen (zzgl. 
Mehrwertsteuer). 

 
3. Die Auszahlung der Vergütungen erfolgt monatlich zum Monatsende. 
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4. Die Verwahrstelle erhält über die Vergütung nach Nr. 2 hinaus eine Bearbei-

tungsgebühr in Höhe von bis zu 0,125% jeder Transaktion, soweit dafür nicht 
bankübliche Gebühren anfallen. 

 
5. Verwaltungsgesellschaft und Verwahrstelle können aus den von ihnen 

vereinnahmten Vergütungen wechselseitig oder an Dritte Bestandspflege- und 
Serviceprovisionen zahlen; eine Belastung des Fonds mit zusätzlichen Kosten 
entsteht hierdurch nicht.  

 
6. Dem Fonds fließen keine Rückvergütungen der von der Verwaltungsgesellschaft 

aufgeteilten und an die Verwahrstelle und/oder die jeweiligen Dienstleister gezahlten 
Pauschalgebühren zu. Zudem erhält der Fonds keine Provisionen in Form von 
Sachleistungen (Soft Commissions). Sofern der Verwaltungsgesellschaft Rückver-
gütungen bzw. kick-back Zahlungen aus dem Erwerb von Zielfonds für den Fonds 
zufließen, werden diese dem Fonds erstattet. 

 
7. Darüber hinaus kann die Verwaltungsgesellschaft aus dem Fondsvermögen ein 

jährliches Erfolgshonorar erhalten welches nachfolgend dargestellt wird: 
 
8. Erfolgsabhängige Vergütung mit Vergleichsindex („Benchmark“) 

 
a. Definition der erfolgsabhängigen Vergütung 
 
Die Verwaltungsgesellschaft kann für die Verwaltung des Sondervermögens ferner 
eine erfolgsabhängige Vergütung in Höhe von bis zu 20% (Höchstbetrag) des Be-
trages erhalten, um den die Anteilwertentwicklung die Entwicklung des Vergleichs-
index am Ende einer Abrechnungsperiode übersteigt (Outperformance über den 
Vergleichsindex, nicht mehr als die absolute Anteilwertentwicklung) höchstens je-
doch bis zu 10% des Durchschnittswerts des Sondervermögens in der Abrech-
nungsperiode. 
 
Unterschreitet die Anteilwertentwicklung am Ende einer Abrechnungsperiode die 
Performance des Vergleichsindex (negative Benchmark-Abweichung), so erhält die 
Verwaltungsgesellschaft keine erfolgsabhängige Vergütung. Entsprechend der Be-
rechnung bei positiver Benchmark-Abweichung wird auf Basis des vereinbarten 
Höchstbetrages der negative Betrag pro Anteilwert errechnet und auf die nächste 
Abrechnungsperiode vorgetragen. Für die nachfolgende Abrechnungsperiode erhält 
die Verwaltungsgesellschaft nur dann eine erfolgsabhängige Vergütung, wenn der 
aus positiver Benchmark-Abweichung errechnete Betrag den negativen Vortrag aus 
der vorangegangenen Abrechnungsperiode am Ende der Abrechnungsperiode 
übersteigt. In diesem Fall besteht der Vergütungsanspruch aus der Differenz beider 
Beträge. Ein verbleibender negativer Betrag pro Anteilwert wird wieder in die neue 
Abrechnungsperiode vorgetragen. Ergibt sich am Ende der nächsten Abrechnungs-
periode erneut eine negative Benchmark-Abweichung, so wird der vorhandene ne-
gative Vortrag um den aus dieser negativen Benchmark-Abweichung errechneten 
Betrag erhöht. Bei der Berechnung des Vergütungsanspruchs werden negative Vor-
träge der vorangegangenen fünf Abrechnungsperioden berücksichtigt 
 
Ein positiver Betrag pro Anteilwert, der nicht entnommen werden kann, wird eben-
falls in die neue Abrechnungsperiode vorgetragen. 
 
b. Definition der Abrechnungsperiode 
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Die Abrechnungsperiode beginnt am 1. Juli und endet am 30. Juni des darauffol-
genden Kalenderjahres. 
 
Die erste Abrechnungsperiode beginnt am 30.06.2018 und endet am 30.06.2019. 
 
c. Vergleichsindex 
 
Als Vergleichsindex wird der Rex Performance Index festgelegt. 
 
d. Performanceberechnung 
 
Die erfolgsabhängige Vergütung wird durch den Vergleich der Entwicklung des Ver-
gleichsindex mit der Anteilwertentwicklung, die nach der BVI-Methode berechnet 
wird, in der Abrechnungsperiode ermittelt. 
 
Die Wertentwicklungsberechnung nach der BVI-Methode beruht auf der internatio-
nal anerkannten „time weighted rate of return (TWR)“- Standard-Methode. Die Be-
rechnungs-Methode misst die prozentuale Veränderung des angelegten Vermögens 
zu Beginn und zum Ende eines Betrachtungszeitraumes. Ausschüttungen werden 
dabei rechnerisch in neue Fondsanteile investiert und somit wie Thesaurierungen 
behandelt. Die Berechnung der Wertentwicklung erfolgt dabei auf Basis der börsen-
täglich ermittelten Anteilwerte. Der Anteilwert resultiert aus dem ermittelten Nettoin-
ventarwert („Net Asset Value“) dividiert durch die Anzahl der ausgegebenen Anteile. 
Hierzu werden die Vermögensgegenstände und Erträge addiert und die Kosten des 
Fonds sowie eventuell aufgenommene Kredite und sonstige Verbindlichkeiten ab-
gezogen. Die dem Fonds belasteten Kosten dürfen vor dem Vergleich nicht von der 
Entwicklung des Vergleichsindex abgezogen werden. 
 
Die dem Sondervermögen belasteten Kosten dürfen vor dem Vergleich nicht von 
der Entwicklung des Vergleichsindex abgezogen werden. 
 
Entsprechend dem Ergebnis eines täglichen Vergleichs wird eine angefallene er-
folgsabhängige Vergütung im Sondervermögen zurückgestellt. Liegt die Anteilwert-
entwicklung während der Abrechnungsperiode unter der des Vergleichsindex, so 
wird eine in der jeweiligen Abrechnungsperiode bisher zurückgestellte, erfolgsab-
hängige Vergütung entsprechend dem täglichen Vergleich wieder aufgelöst. Die am 
Ende der Abrechnungsperiode bestehende, zurückgestellte erfolgsabhängige Ver-
gütung kann entnommen werden. 
 
Falls der Vergleichsindex entfallen sollte, wird die Verwaltungsgesellschaft einen 
angemessenen anderen Index festlegen, der an die Stelle des genannten Index tritt. 
 
e. Positive Anteilwertentwicklung 
 
Die erfolgsabhängige Vergütung kann - selbst bei positiver Benchmark-Abweichung 
- nur dann entnommen werden, wenn der Anteilwert am Ende der Abrechnungspe-
riode den Höchststand des Anteilwertes des Sondervermögens, der am Ende der 
fünf vorhergehenden Abrechnungsperioden erzielt wurde, übersteigt. Für das Ende 
der ersten Abrechnungsperiode nach Übernahme des Sondervermögens findet Satz 
1 keine Anwendung; für das Ende der zweiten, dritten, vierten und fünften Abrech-
nungsperiode nach Auflegung findet Satz 1 mit der Maßgabe Anwendung, dass der 
Anteilwert den Höchststand des Anteilwertes am Ende der ein, zwei, drei bzw. vier 
vorhergehenden Abrechnungsperioden übersteigen muss. 
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Fondswährung, Ausgabepreis 
 
1. Fondswährung ist der EURO.  
 
2. Der Ausgabepreis ist innerhalb von zwei Bankarbeitstagen nach dem 

Bewertungstag an die Verwahrstelle zahlbar. 
 
3.  Der Ausgabeaufschlag zur Abgeltung der Vertriebskosten (Artikel 7 Nr. 2 des 

Verwaltungsreglements) beträgt bis zu 5,5% des Nettoinventarwerts pro Anteil. 
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Was Sie über den Fonds sonst noch wissen sollten: 
 
ISIN-Code:        LU0282180016  
Wertpapier-Kenn-Nr.:    A0MJTU 
Gründung: 24. Januar 2007 
Anteil- 
erstausgabetag:      24. Januar 2007 
Ausgabeaufschlag: bis zu 5,5% des Nettoinventarwerts pro Anteil zuguns-

ten der Vertriebsstellen  
Verwaltungsvergütung: bis zu 1,5% p.a. des Netto-Fondsvermögens, zzgl. 

Erfolgshonorar  
Verwahrstellenvergütung: bis zu 0,15% p.a. des Netto-Fondsvermögens (zzgl. 

Mehrwertsteuer) 
Anteilscheine: ein Anspruch auf Auslieferung effektiver Stücke be-

steht nicht. 
Geschäftsjahr:      1. Januar bis 31. Dezember  
Ausschüttungspolitik: Die Erträge des Fonds werden grundsätzlich nicht 

ausgeschüttet, sondern thesauriert, d.h. automatisch 
im Sondervermögen wieder angelegt.  

Risikoprofil: Entsprechend der Anlagepolitik resultiert der beabsich-
tigte Vermögenszuwachs dieses Fonds sowohl aus der 
Realisierung von Marktchancen, als auch aus Zinser-
trägen, wobei auf eine ausgewogene Struktur des 
Fondsvermögens und eine permanente Risikokontrolle 
geachtet wird. Vor diesem Hintergrund kann eine mo-
derate Schwankungsbreite des Anteilspreises erwartet 
werden, wobei temporäre Kursrückgänge nicht ausge-
schlossen sind. 

Profil des Anlegerkreises: Der Fonds eignet sich besonders für den risikoärmer 
orientierten Investor mit mittel- bis langfristigem Anla-
gehorizont und leicht oberhalb des allgemeinen Zinsni-
veaus hinausgehender Ertragserwartung. 

Wertentwicklung:  Angaben zur Wertentwicklung enthalten die KIID sowie 
die Jahres- und Halbjahresberichte. 

 
Weitere Bezeichnungsform: MULTI LEADERS FUND Norm-Ertrag 
 
Ein Vermerk über die Hinterlegung des Verwaltungsreglements des Fonds beim 
Handelsregister in Luxemburg wurde am [.] 2018 veröffentlicht. 
 
Risikomanagement 
 
Das Gesamtrisiko des Fonds wird mit Hilfe eines relativen Value-at-Risk-Ansatzes be-
stimmt.  
 
Vergleichsvermögen: 
 
25% Weltweite Aktien aus Industrieländern mit dem Schwerpunkt USA 
75% Euro-Anleihen aus dem Investment-Grade Ratingbereich mit Schwerpunkt Staatsan-
leihen 
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Leverage: 
 
Es wird erwartet, dass die durch den Einsatz von Derivaten und anderen Finanzprodukten 
mit derivativen Komponenten hervorgerufene Hebelwirkung (Leverage) bis zu 200% des 
Fondsvolumens beträgt. Abhängig von der Marktsituation ist der Leverage-Wert jedoch 
Schwankungen ausgesetzt, so dass es kurzfristig zu Überschreitungen des erwarteten 
Wertes kommen kann. Der Leverage-Wert wird täglich durch die Verwaltungsgesellschaft 
überwacht. 
 
Hinweis zur Leverage-Berechnung: 
 
Die Berechnung erfolgt auf Basis der Summe der Nennwerte wie in den Boxen 24 und 25 
der ESMA-Leitlinien 10-788 dargelegt. 
 
Der Value-at-Risk-Ansatz ermittelt den potenziellen Verlust, der über einen bestimmten 
Zeitraum unter normalen Marktbedingungen und einem vorgegebenen Konfidenzniveau 
entstehen könnte. Hierbei werden ein Konfidenzintervall von 99% und eine Haltedauer von 
10 Tagen verwendet. Durch den Einsatz von Derivaten darf der Risikobetrag für das 
Marktrisiko des Fonds zu keinem Zeitpunkt das Zweifache des Risikobetrags für das 
Marktrisiko des zugehörigen derivatefreien Vergleichsvermögens übersteigen. 
 
Begriffsbestimmungen:  
 
„Anlageberater“: GREIFF Capital Management AG, Haus der Wirtschaft Munzin-

ger Str. 5a, D-79111 Freiburg, als Anlageberater tätig. 
 
„Anteil“:    Ein Anteil an dem Fonds. 
 
„Anteilinhaber“:    Der Inhaber eines/mehrerer Anteils/Anteile. 
 
„Bewertungstag“: Jeder Bankarbeits- und Börsentag in Luxemburg, Frank-

furt/Main und Düsseldorf. 
 
„CSSF“: Commission de Surveillance du Secteur Financier oder ihre 

Nachfolgerin, die mit der Aufsicht über die Organismen für ge-
meinsame Anlagen im Großherzogtum Luxemburg beauftragt 
sind. 

 
„Derivat“: Ein abgeleitetes Finanzinstrument, d.h. insbesondere Optionen 

und Futures sowie Tauschgeschäfte, einschließlich gleichwerti-
ger bar abgerechneter Instrumente, das an einem geregelten 
Markt gehandelt wird. 

 
„Drittstaat“: Jeder Staat, der nicht Mitglied der Europäischen Union sowie 

des Europäischen Wirtschaftsraums ist.  
 
„Feeder Fonds“:  Ein OGAW, der genehmigt wurde und mindestens 85% seines 

Vermögens in Anteile eines anderen OGAW oder Teilfonds da-
von anlegt (d.h. den Master Fonds). 

 
„Fonds“:    MULTI LEADERS FUND DEFENSIVE RETURN 
 
„Fondsvermögen“: Die Wertpapiere und sonstigen zulässigen Vermögenswerte 

des Fonds. 
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„Fondswährung“: Die Währung, in der der Fonds gehalten wird, wie im besonde-

ren Teil des Verkaufsprospekts angegeben. 
 
„Geldmarktinstrumente“:  

Instrumente, die üblicherweise auf dem Geldmarkt gehandelt 
werden, liquide sind und deren Wert jederzeit genau bestimmt 
werden kann.  

 
„Geregelter Markt“:  Jeder Markt, der entsprechend der Richtlinie 2004/39/EU des 

Rates vom 21. April 2004 über Wertpapierdienstleistungen (ein-
schließlich nachfolgender Änderungen und Ergänzungen), re-
guliert ist. 

 
„Gesetz von 1915“: Das luxemburgische Gesetz vom 10. August 1915 über Han-

delsgesellschaften, in seiner jeweils aktuellen und/oder ersetz-
ten Fassung. 

 
„Gesetz von 2010“: Das luxemburgische Gesetz vom 17. Dezember 2010 über Or-

ganismen für Gemeinsame Anlagen, in seiner jeweils aktuellen 
und/oder ersetzten Fassung.  

 
„Hauptzahlstelle“: Hauck & Aufhäuser Privatbankiers AG, Niederlassung Luxem-

burg, als Hauptzahlstelle tätig. 
 
 
„KIID“: „Key Investor Information Document“ - ein Dokument, das für 

den Anleger wesentliche Informationen über den Fonds enthält. 
 
„Master Fonds“: Ein OGAW oder ein Teilfonds davon, in den ein oder mehre 

Feeder Fonds mindestens 85% ihres Vermögens anlegen. 
 
„Netto-Fondsvermögen“:  

Das Vermögen des Fonds abzüglich der dem Fonds zuzurech-
nenden Verbindlichkeiten. 

 
„Nettoinventarwert“: Der Nettoinventarwert ist die Summe der sich im Fonds im Um-

lauf befindlichen Anteile. 
 
„Nettoinventarwert pro Anteil“:  

Der Wert eines Anteils, ausgedrückt in der Fondswährung und 
festgelegt im Einklang mit den Bestimmungen in Artikel 7 des 
Verwaltungsreglements. 

 
„OECD“: Die Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent-

wicklung, die weltweit Länder vereinigt, die sich zu Demokratie 
und Marktwirtschaft bekennen. 

 
„OGA“:  Ein Organismus für gemeinsame Anlagen, wie durch das Ge-

setz von 2010 definiert. 
 
„OGAW“:  Ein Organismus für gemeinsame Anlagen in Wertpapieren, 

welcher der OGAW Richtlinie unterliegt. 
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„OGAW Richtlinie“: Die Europäische Richtlinie 2009/65/EG des Rates vom 13. Juli 
2009 betreffend bestimmte Organismen für gemeinsame Anla-
ge in Wertpapieren (einschließlich nachfolgender Änderungen 
und Ergänzungen). 

 
„OGAW Verordnung“: Die delegierte Verordnung (EU) 2016/438 der Kommission vom 

17. Dezember 2015 zur Ergänzung der OGAW Richtlinie in Be-
zug auf die Pflichten der Verwahrstellen. 

 
„OTC-Derivat“:  Ein abgeleitetes Finanzinstrument, das nicht an einer Börse 

gehandelt wird. 
 
„RESA“: Das Recueil Électronique des Sociétés et Associations, ein 

Amtsblatt im Großherzogtum Luxemburg. 
 
„Sektion“: Eine Sektion im Verkaufsprospekt bzw. dem Verwaltungsreg-

lement. 
 
„Teilfonds“: Ein separates Portfolio von Vermögensgegenständen, welches 

eine spezielle Anlagepolitik verfolgt und auf das gesonderte 
Verbindlichkeiten, Erträge und Aufwendungen anfallen. Auf die 
Vermögensgegenstände kann ausschließlich zurückgegriffen 
werden, um die Rechte der Anteilseigner in Bezug auf den Teil-
fonds und die Rechte der Gläubiger zu befriedigen, deren For-
derungen im Zusammenhang mit der Aufsetzung, Verwaltung 
und Liquidation des Teilfonds entstehen. 

 
„Value-at-risk“: Value at risk, ein Risikomanagementverfahren. 
 
„Verkaufsprospekt“:  Der Verkaufsprospekt des Fonds. 
 
„Verwahrstelle“: Hauck & Aufhäuser Privatbankiers AG, Niederlassung Luxem-

burg, 1c, rue Gabriel Lippmann, 5365 Munsbach, Luxemburg, 
als Verwahrstelle tätig. 

 
„Verwaltungsgesellschaft“:  

Ampega Investment GmbH, Charles-de-Gaulle-Platz 1, 50679 
Köln, Deutschland, als Verwaltungsgesellschaft tätig. 

 
„Verwaltungsreglement“:  

Das Verwaltungsreglement des Fonds. 
 
„Wertpapiere“:   Wie in Artikel 1 Nr. 34 des Gesetz von 2010 angegeben, d.h.: 

-  Aktien und Aktien gleichwertige Wertpapiere, 
-  Schuldverschreibungen und sonstige verbriefte Schuldtitel,  
-  alle anderen marktfähigen Wertpapiere, die zum Erwerb von 

Wertpapieren durch Zeichnung oder Austausch berechtigen, 
soweit sie nicht Techniken und Instrumente im Sinne von Nr. 
7 dieses Artikels sind. 
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Verkaufsprospekt (Allgemeiner Teil) 
______________________________________________________________________ 
 
Die Verwaltungsgesellschaft 
 
Verwaltungsgesellschaft des in diesem Prospekt beschriebenen Sondervermögens ist 
die Ampega Investment GmbH mit Sitz in Köln. Die Verwaltungsgesellschaft ist eine 
am 28. Dezember 1967 gegründete Kapitalverwaltungsgesellschaft im Sinne des Kapi-
talanlagegesetzbuchs (KAGB) in der Rechtsform einer Gesellschaft mit -beschränkter 
Haftung (GmbH). Die Firma der Verwaltungsgesellschaft lautet Ampega Investment 
GmbH. Die Verwaltungsgesellschaft hat ihren Sitz am Charles-de-Gaulle-Platz 1, 
50679 Köln. 
 
Seit dem 22. Januar 1968 darf die Verwaltungsgesellschaft Wertpapier-
Sondervermögen und Spezial-Sondervermögen verwalten. Ferner darf sie seit dem 22. 
September 1998 Geldmarkt-, Investmentfondsanteil- sowie Altersvorsorge-
Sondervermögen und seit dem 06. Dezember 2001 zusätzlich Grundstücks- sowie 
Gemischte Wertpapier- und Grundstücks--Sondervermögen verwalten. Nach Umstel-
lung ihrer Geschäftserlaubnis auf die Rahmenbedingungen des Investmentgesetzes 
(InvG) zum 01. Januar 2006 darf die Verwaltungsgesellschaft richtlinienkonforme Son-
dervermögen, Immobilien-Sondervermögen, Gemischte Sondervermögen und Alters-
vorsorge-Sondervermögen im Sinne des InvG verwalten. Seit dem 5. Juni 2012 verfügt 
die Verwaltungsgesellschaft über eine Voll-Lizenz im Sinne des InvG. Sie darf danach 
alle Arten von Sondervermögen verwalten, die das deutsche InvG vorsieht (inländische 
Investmentvermögen sowie EU-Investmentvermögen).  
 
Die Verwaltungsgesellschaft hat eine Erlaubnis als Kapitalanlagegesellschaft nach 
dem Investmentgesetz; die Erlaubnis als OGAW-Verwaltungsgesellschaft nach dem 
KAGB gilt somit als erteilt. Die BaFin hat der Verwaltungsgesellschaft am 24. Juli 2014 
die Erlaubnis zur Verwaltung Alternativer Investmentfonds (AIF) nach dem KAGB er-
teilt. Die Verwaltungsgesellschaft ist mithin als externe OGAW-Verwaltungsgesellschaft 
und externe AIF-Verwaltungsgesellschaft nach dem KAGB lizenziert. Sie darf folgende 
Investmentvermögen verwalten: Gemischte Investmentvermögen, Sonstige Invest-
mentvermögen, Immobilien-Sondervermögen, Offene inländische Spezial-AIF mit fes-
ten Anlagebedingungen, die in bestimmte Vermögensgegenstände (§284 Abs. 1 und 2 
KAGB) investieren, Allgemeine offene inländische Spezial-AIF - ausgenommen Hedge-
fonds - die in bestimmte Vermögensgegenstände (§284 Abs. 1 und 2 KAGB) investie-
ren. Gegenstand der kollektiven Vermögensverwaltung sind daneben EU-OGAW, EU-
AIF und ausländische Vermögensgegenstände, die denen für inländische Investment-
vermögen entsprechen. Daneben darf die Verwaltungsgesellschaft einzelne in Finan-
zinstrumenten im Sinne des §1 Abs. 11 des Kreditwesengesetzes (KWG) angelegte 
Vermögen für andere mit Entscheidungsspielraum verwalten, einschließlich der Portfo-
lioverwaltung fremder Investmentvermögen. 
 
Das Eigenkapital der Verwaltungsgesellschaft belief sich zum 31. Dezember 2017 auf 
ca. 7,9 Mio. Euro. 
 
Die Verwaltungsgesellschaft ist unter anderem für die allgemeinen administrativen 
Aufgaben, wie der Berechnung des Netto-Inventarwerts des Fonds, die im Rahmen der 
Fondsverwaltung anfallen und vom luxemburgischen Recht vorgeschrieben werden, 
verantwortlich. Die Aufgaben der Register- und Transferstelle (u.A. Ausführung von 
Anträgen zur Zeichnung, Rücknahme, zum Umtausch und zur Übertragung von Antei-
len sowie Führung des Anteilregisters), der Verwahrstelle sowie der Zahl- und Ver-
triebsstelle wurden mit Verwahrstellen- und Zahlstellenvertrag auf die Hauck & Aufhäu-
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ser Privatbankiers AG übertragen. Die IT-Administration der Hauck & Aufhäuser-
Gruppe erfolgt verteilt über die Standorte Luxemburg und Deutschland. 
 
Die Verwaltungsgesellschaft ist gleichzeitig Fondsmanager des Fonds.  
 
Die Verwaltungsgesellschaft kann im Zusammenhang mit der Verwaltung der Aktiva 
des Fonds unter eigener Verantwortung und Kontrolle sowie auf eigene Kosten Anla-
geberater hinzuziehen. 
 
Die Verwaltungsgesellschaft hat gemäß Artikel 14b der OGAW-Richtlinie eine Vergü-
tungspolitik für die Kategorien von Mitarbeitern, einschließlich Geschäftsleitung, Risiko-
träger, Mitarbeitern mit Kontrollfunktionen und Mitarbeiter, die sich aufgrund ihrer Ge-
samtvergütung in derselben Einkommensstufe befinden wie die Geschäftsleitung und 
Risikoträger, deren Tätigkeiten einen wesentlichen Einfluss auf das Risikoprofil der 
Verwaltungsgesellschaft oder der von ihnen verwalteten Fonds haben, festgelegt. Die-
se ist mit einem soliden und wirksamen Risikomanagement vereinbar und diesem för-
derlich, ermutigt weder zur Übernahme von Risiken, die mit den Risikoprofil des Fonds 
oder seines Verwaltungsreglements nicht vereinbar sind, und hindert die Verwaltungs-
gesellschaft nicht daran, pflichtgemäß im besten Interesse des Fonds zu handeln. 
 
Die Vergütungspolitik steht im Einklang mit Geschäftsstrategie, Zielen, Werten und 
Interessen der Verwaltungsgesellschaft und der von ihr verwalteten OGAW und der 
Anleger solcher OGAW und umfasst Maßnahmen zur Vermeidung von Interessenkon-
flikten. 
 
Die Leistungsbewertung erfolgt in einem mehrjährigen Rahmen, der die Haltedauer, 
die den Anlegern des von der Verwaltungsgesellschaft verwalteten OGAW empfohlen 
wurde, angemessen berücksichtigt, um zu gewährleisten, dass die Bewertung auf die 
längerfristige Leistung des OGAW und seiner Anlagerisiken abstellt und die tatsächli-
che Auszahlung erfolgsabhängiger Vergütungskomponenten über denselben Zeitraum 
verteilt ist. 
 
Die festen und variablen Bestandteile der Gesamtvergütung stehen in einem ange-
messenen Verhältnis zueinander, wobei der Anteil des festen Bestandteils an der Ge-
samtvergütung hoch genug ist, um in Bezug auf die variablen Vergütungskomponenten 
völlige Flexibilität zu bieten, einschließlich der Möglichkeit, auf die Zahlung einer vari-
ablen Komponente zu verzichten. 
 
Die aktuelle Vergütungspolitik der Verwaltungsgesellschaft einschließlich, jedoch ohne 
Einschränkung, einer Beschreibung darüber, wie die Vergütung und die sonstigen Zu-
wendungen berechnet werden, und die Identität der für die Zuteilung der Vergütung 
und sonstigen Zuwendungen zuständigen Personen, ist am Sitz der Verwaltungsge-
sellschaft kostenlos auf Anfrage erhältlich. Eine Zusammenfassung ist auf der Websei-
te  
https://www.ampega.de/fileadmin/mediapool/downloads/Verg%C3%BCtungsrichtlinie_
OGAW_AIG.pdf abrufbar. 
 
Zusätzliche Informationen, welche die Verwaltungsgesellschaft den Anlegern gemäß 
anwendbaren Luxemburger gesetzlichen oder regulatorischen Bestimmungen zur Ver-
fügung stellen muss, wie z.B. Verfahren betreffend die Bearbeitung von Anlegerbe-
schwerden, Grundsätze für den Umgang mit Interessenskonflikten, Strategien für die 
Ausübung von Stimmrechten, usw. sind am Sitz der Verwaltungsgesellschaft verfüg-
bar. 
 



 14

Zur Entgegennahme von Kundengeldern sind ausschließlich die Verwahrstelle bzw. die 
Zahlstellen berechtigt, nicht aber die Verwaltungsgesellschaft. 
 
Die Verwaltungsgesellschaft handelt in eigenem Namen und für gemeinschaftliche 
Rechnung der Anteilinhaber des Fonds. Sie handelt unabhängig von der Verwahrstelle 
und ausschließlich im Interesse der Anleger. 
 
Die Verwahrstelle 

 
Die Hauck & Aufhäuser Privatbankiers AG, Niederlassung Luxemburg mit Sitz in 1c, 
rue Gabriel Lippmann, L-5365 Munsbach, Großherzogtum Luxemburg, eingetragen im 
Handels- und Gesellschaftsregister Luxemburg unter der Nummer B 175937, wurde 
gemäß dem Verwahrstellenvertrag zur Verwahrstelle des Fonds bestellt. Die Verwahr-
stelle ist eine Niederlassung der Hauck & Aufhäuser Privatbankiers AG, Kaiserstr. 24, 
D-60311 Frankfurt am Main, ein deutsches Kreditinstitut mit Vollbanklizenz im Sinne 
des deutschen Gesetzes über das Kreditwesen (KWG) und im Sinne des Luxemburger 
Gesetzes vom 5. April 1993 über den Finanzsektor (in seiner aktuellsten Fassung). 
Diese ist im Handelsregister des Amtsgerichts Frankfurt am Main unter der Nummer 
HRB 20065 eingetragen. Sowohl Hauck & Aufhäuser Privatbankiers AG als auch ihre 
Niederlassung in Luxemburg werden durch die Bundesanstalt für Finanzdienstleis-
tungsaufsicht (BaFin) beaufsichtigt. Zusätzlich unterliegt die Hauck & Aufhäuser Pri-
vatbankiers AG, Niederlassung Luxemburg im Hinblick auf Liquidität, Geldwäsche und 
Markttransparenz der Commission de Surveillance du Secteur Financier (CSSF). 
 

Alle Aufgaben und Pflichten der Verwahrstelle werden durch die Niederlassung ausge-
übt. Deren Funktion richtet sich insbesondere nach dem Gesetz von 2010, dem Rund-
schreiben CSSF 16/644, dem Verwahrstellenvertrag, dem Verkaufsprospekt, dem 
Verwaltungsreglement. Als Zahlstelle ist sie mit der Verpflichtung zur Auszahlung 
eventueller Ausschüttungen sowie des Rücknahmepreises auf zurückgegebene Anteile 
und sonstigen Zahlungen beauftragt. 
 
Die Verwahrstelle kann die Wahrnehmung ihrer Aufgabe der Verwahrung von Finan-
zinstrumenten und sonstigen Vermögensgegenständen auf ein anderes Unternehmen 
übertragen („Unterverwahrer“). Eine entsprechende Übersicht der etwaig ernannten 
Unterverwahrer wird auf der Internetseite der Verwaltungsgesellschaft 
(http://www.ampega.de/private-anleger/fonds/fondskauf/index.html) zur Verfügung ge-
stellt. 
 
Zum Zeitpunkt des Verkaufsprospekts wurden der Verwaltungsgesellschaft keine Inte-
ressenkonflikte im Zusammenhang mit der Unterverwahrung von der Verwahrstelle 
bekanntgegeben.  
 
Die Verwahrstelle handelt bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben unabhängig, ehrlich, 
redlich und professionell und im Interesse des Fonds und seiner Anleger. Diese Ver-
pflichtung schlägt sich insbesondere in der Pflicht nieder, die Tätigkeiten als Verwahr-
stelle so auszuführen und zu organisieren, dass potenzielle Interessenkonflikte weitge-
hend minimiert werden. Die Verwahrstelle nimmt in Bezug auf den Fonds oder die für 
den Fonds handelnde Verwaltungsgesellschaft keine Aufgaben wahr, die Interessen-
konflikte zwischen dem Fonds, den Anlegern des Fonds, der Verwaltungsgesellschaft 
und ihr selbst schaffen könnten, außer wenn eine funktionale und hierarchische Tren-
nung der Ausführung ihrer Aufgaben als Verwahrstelle von ihren potenziell dazu in 
Konflikt stehenden Aufgaben gegeben ist und die potenziellen Interessenkonflikte ord-
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nungsgemäß ermittelt, gesteuert, beobachtet und den Anlegern des Fonds gegenüber 
offengelegt werden. 
 
Potenzielle Interessenkonflikte können sich ergeben, wenn die Verwahrstelle einzelne 
Verwahraufgaben bzw. die Unterverwahrung an ein weiteres Auslagerungsunterneh-
men überträgt. Sollte es sich bei diesem weiteren Auslagerungsunternehmen um ein 
mit der Verwaltungsgesellschaft oder der Verwahrstelle verbundenes Unternehmen 
(z.B. Konzernmutter) handeln, so könnten sich hieraus im Zusammenspiel zwischen 
diesem Auslagerungsunternehmen und der Verwaltungsgesellschaft bzw. der Ver-
wahrstelle potenzielle Interessenkonflikte ergeben (z.B. könnte die Verwaltungsgesell-
schaft bzw. die Verwahrstelle ein mit ihr verbundenes Unternehmen bei der Vergabe 
von Verwahraufgaben oder bei der Wahl des Unterverwahrers gegenüber gleichwerti-
gen anderen Anbietern bevorzugt werden). Sollte ein solcher oder anderer Interessen-
konflikt im Zusammenhang mit der Unterverwahrung zukünftig identifiziert werden, wird 
die Verwahrstelle die näheren Umstände und ergriffenen Maßnahmen zur Verhinde-
rung bzw. Minimierung des Interessenkonflikts in dem unter dem vorgenannten Link 
abrufbaren Dokument offenlegen.  
 
Ebenso können Interessenkonflikte entstehen, wenn die Verwahrstelle administrative 
Aufgaben nach Anhang II, 2. Spiegelstrich des Gesetzes von 2010 wahrnimmt, z.B. 
Aufgaben der Register- und Transferstelle, Fondsbuchhaltung. Um diese potenziellen 
Interessenkonflikte zu steuern, ist der jeweilige Aufgabenbereich divisional von der 
Verwahrstellenfunktion getrennt. 
 
Die Verwaltungsgesellschaft und die Verwahrstelle verfügen über angemessene und 
wirksame Maßnahmen (z.B. Verfahrensanweisungen und organisatorische Maßnah-
men), um zu gewährleisten, dass potenzielle Interessenkonflikte weitgehend minimiert 
werden. Können Interessenkonflikte nicht verhindert werden, werden die Verwaltungs-
gesellschaft und die Verwahrstelle diese Konflikte identifizieren, steuern, beobachten 
und offenlegen, um eine Schädigung der Anlegerinteressen auszuschließen.  
 
Die oben genannten Informationen zu den Interessenkonflikten im Zusammenhang mit 
der Unterverwahrung hat die Verwaltungsgesellschaft von der Verwahrstelle mitgeteilt 
bekommen. Die Verwaltungsgesellschaft hat die Informationen auf Plausibilität geprüft. 
Sie ist jedoch auf Zulieferung der Information durch die Verwahrstelle angewiesen und 
kann die Richtigkeit und Vollständigkeit im Einzelnen nicht überprüfen. Die Liste oben 
aufgeführter Unterverwahrer kann sich jederzeit ändern. Aktualisierte Informationen 
bezüglich der Verwahrstelle, ihrer Unterverwahrer sowie sämtlicher Interessenkonflikte 
der Verwahrstelle, welche sich durch die Übertragung der Verwahrstellenfunktion er-
geben, sind auf Anfrage bei der Verwaltungsgesellschaft bzw. der Verwahrstelle erhält-
lich. 
 
Die Vermögenswerte des Fonds werden von der Verwahrstelle innerhalb deren Ver-
wahrstellennetzwerk verwahrt. 
 
Gegebenenfalls bei anderen Kreditinstituten als der  Verwahrstelle gehaltenen 
Bankguthaben sind nicht durch eine Einrichtung zur Sicherung der Einlagen ge-
schützt. 
 
 
Der Anlageberater 
 
Die Verwaltungsgesellschaft hat die GREIFF Capital Management AG (der „Anlagebe-
rater“) zum Anlageberater ernannt. Der Anlageberater wurde am 1. März 2005 gegrün-
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det und ist ein durch die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht in Deutsch-
land zugelassenes Finanzdienstleistungsinstitut. Die satzungsmäßige Tätigkeit des 
Anlageberaters besteht in der Unternehmensberatung und der privaten Vermögens- 
und Finanzberatung. Insbesondere bietet sie institutionellen Kapitalanlegern umfang-
reiche Dienstleistungen im Bereich Consulting, Analyse und Recherche an. Der Anla-
geberater ist zudem im Bereich von Publikationen über Kapitalmarktthemen tätig. Zum 
Gegenstand des Unternehmens gehören auch die Anlageberatung, die Anlage- und 
Abschlussvermittlung und die Finanzportfolioverwaltung. Dem Anlageberater ist es 
nicht erlaubt, sich Eigentum oder Besitz an Geldern oder Wertpapieren von Kunden zu 
verschaffen. Die Aufgabe des Anlageberaters für den Fonds besteht in der ordentli-
chen Anlageberatung des Fondsvermögens im Sinne der Anlagepolitik und im Rahmen 
der Bestimmungen des nachfolgend abgedruckten Verwaltungsreglements. Der Anla-
geberater erhält für die Anlageberatertätigkeit ein Entgelt aus der Verwaltungsvergü-
tung. 
 
Der Anlageberater hat eine ausschließlich beratende Funktion und trifft 
Anlageentscheidungen. Er ist ermächtigt, unter der allgemeinen Kontrolle und 
Verantwortung der Verwaltungsgesellschaft für den Fonds im Rahmen der 
Anlagepolitik Einschätzungen, Ratschläge und Empfehlungen zur Wahl der Anlagen 
und zur Auswahl der zu erwerbenden oder zu verkaufenden Wertpapiere der 
Verwaltungsgesellschaft abzugeben. Die Verwaltungsgesellschaft wird die tägliche 
Verwaltung des Fondsvermögens sicherstellen; sämtliche Anlageentscheidungen 
werden dementsprechend von der Verwaltungsgesellschaft getroffen, die hierbei nicht 
an die Empfehlungen des Anlageberaters gebunden ist. 
 
DIE RECHTSSTELLUNG DER ANTEILINHABER 
 
Die Verwaltungsgesellschaft legt das Fondsvermögen im eigenen Namen und für ge-
meinschaftliche Rechnung der Anteilinhaber nach dem Grundsatz der Risikostreuung 
in Wertpapieren und sonstigen zulässigen Vermögenswerten gemäß dem Gesetz von 
2010 an. Das zur Verfügung gestellte Kapital und die damit erworbenen Vermögens-
werte bilden das Fondsvermögen, das gesondert von dem eigenen Vermögen der 
Verwaltungsgesellschaft gehalten wird. 
 
Anteilinhaber sind am Fondsvermögen in Höhe ihrer Anteile als Miteigentümer beteiligt. 
 
Alle Anteile am Fonds haben grundsätzlich die gleichen Rechte, es sei denn die Ver-
waltungsgesellschaft beschließt, verschiedene Anteilklassen innerhalb des Fonds aus-
zugeben. 
 
Durch die Zeichnung von Anteilen stimmt der betreffende Anleger zu, an die Bedin-
gungen der Zeichnungsunterlagen, des Verkaufsprospektes und des Verwaltungsreg-
lement gebunden zu sein. Das Vertragsverhältnis unterliegt dem luxemburgischen 
Recht. Der Fonds, die Verwaltungsgesellschaft und die Anleger unterliegen der aus-
schließlichen Zuständigkeit der Gerichte von Luxemburg im Hinblick auf die Beilegung 
jeglicher Streitigkeiten oder Ansprüche, die sich aus bzw. im Zusammenhang mit der 
Anlage des Anteilsinhabers im Fonds oder den damit zusammenhängenden Fragen 
ergeben. 
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Anlagepolitik 
 
Der ausschließliche Zweck des Fonds ist es, das Vermögen des Fonds in Wertpapiere 
und andere zulässige Vermögenswerte im Sinne des Gesetzes von 2010 nach dem 
Grundsatz der Risikostreuung anzulegen und den Anteilinhabern die Ergebnisse der 
Vermögensverwaltung zukommen zu lassen. Die Verwaltungsgesellschaft kann jegli-
che Maßnahmen treffen und jegliche Transaktionen ausführen, die ihr zur Erfüllung 
und Entwicklung dieses Zweckes sinnvoll erscheinen und zwar im weitest möglichen 
Sinne des Gesetzes von 2010. 
 
Die Verwaltungsgesellschaft wird das Vermögen des Fonds nach eingehender Analyse 
aller ihr zur Verfügung stehenden Informationen und unter sorgfältiger Abwägung der 
Chancen und Risiken in Wertpapiere, Geldmarktinstrumente und sonstige, nach dem 
Verwaltungsreglement zulässige Vermögenswerte, investieren. Die Wertentwicklung 
der Anteile bleibt jedoch von den Kursveränderungen an den Kapital-, Wertpapier-, 
Geld- und Devisenmärkten abhängig. Es kann daher keine Zusicherung gegeben 
werden, dass die Ziele der Anlagepolitik erreicht werden. 
 
Derivative Instrumente und Techniken und Instrument e zur effizienten Portfo-
lioverwaltung 
 
Im Rahmen der Anlagebeschränkungen und abhängig von der besonderen 
Anlagepolitik des Fonds kann die Verwaltungsgesellschaft für Rechnung des Fonds 
derivative Instrumente (beispielsweise Termingeschäfte, Optionen, Swap-Kontrakte 
etc.) für Anlage- und Absicherungszwecke abschließen und gemäß CSSF-
Rundschreiben 08/356 und 14/592 Techniken und Instrumente bezogen auf Wertpapiere 
und Geldmarktinstrumente zur effizienten Portfolioverwaltung nutzen. 
 
Techniken und Instrumente für eine effiziente Portfolioverwaltung umfassen Optionen 
auf Wertpapiere und Finanztermingeschäfte sowie u. a. Wertpapierleih- und Wertpa-
pierpensionsgeschäfte (opérations à réméré, opérations de prise/mise en pension), 
Erwerb mit Rückkaufoption („Repurchase Agreements“) und umgekehrte Rückkaufver-
einbarungen („Reverse Repurchase Agreements“).  
 
In keinem Fall darf der Einsatz von Techniken und Instrumenten und von Derivaten für 
eine effiziente Portfolioverwaltung dazu führen, dass der Fonds von seinen in diesem 
Verkaufsprospekt dargelegten Anlagezielen und Anlagebeschränkungen abweicht oder 
einem zusätzlichen Risiko ausgesetzt ist, das über das in diesem Verkaufsprospekt 
dargelegte Risiko hinausgeht sowie insbesondere dazu führt, dass die Fähigkeit, 
Rücknahmeanträge auszuführen, negativ beeinträchtigt wird. 
 
Risiken und Kosten 
 
Die Möglichkeit, vorgenannte Geschäftsstrategien einzusetzen, kann durch gesetzliche 
Bestimmungen oder Marktbedingungen eingeschränkt sein. Ebenfalls kann keine 
Zusicherung gegeben werden, dass der mit diesen Strategien verfolgte Anlage- oder 
Absicherungszweck tatsächlich erreicht wird. Options-, Termin- und Swap-Geschäfte 
sowie ggf. weitere zulässige Derivate sind häufig mit Transaktionskosten und höheren 
Anlagerisiken für das Fondsvermögen verbunden, denen der Fonds nicht ausgesetzt 
ist, wenn diese Geschäfte nicht eingegangen werden. Die einzelnen Risiken sind unter 
der Rubrik „Risikohinweise“ ausführlicher beschrieben. 
 
Der Fonds trägt sämtliche Transaktionskosten und Aufwendungen in Bezug auf Derivate- 
Geschäfte bzw. die Anwendung von Techniken und Instrumenten einschließlich der 
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Kosten für Lager- und Clearingstellen. Es ist ferner zu beachten, dass die Gegenpartei 
einer Transaktion einen untergeordneten Anteil am erzielten Ertrag als Gebühren 
einbehalten kann. Erträge, welche sich aus der Nutzung von Wertpapierleih- und 
Pensionsgeschäften ergeben, sollen grundsätzlich – abzüglich der vorerwähnten direkten 
und indirekten operationellen Kosten – dem Fondsvermögen zufließen. Die 
Verwaltungsgesellschaft hat das Recht, für die Anbahnung, Vorbereitung und 
Durchführung von Wertpapierleihgeschäften (einschließlich von synthetischen 
Wertpapierleihgeschäften) und Wertpapierpensionsgeschäften für Rechnung des Fonds 
eine pauschale Vergütung in Höhe von bis zu 50% der Erträge aus diesen Geschäften zu 
erheben. Die im Zusammenhang mit der Vorbereitung und Durchführung von solchen 
Geschäften entstandenen Kosten einschließlich der an Dritte (z.B. an die Verwahrstelle 
zu zahlende Transaktionskosten sowie Kosten für die Nutzung von speziellen 
Informationssystemen zur Sicherstellung von „Best Execution“) zu zahlenden 
Vergütungen trägt die Verwaltungsgesellschaft. 
 
Total Return Swaps 
 
Ein Total Return Swap („Gesamtrendite-Swap“) ist ein Derivat, bei dem eine Gegenpartei 
einer anderen den Gesamtertrag einer Referenzverbindlichkeit einschließlich Einkünften 
aus Zinsen und Gebühren, Gewinnen und Verlusten aus Kursschwankungen sowie 
Kreditverlusten überträgt.  
 
Sofern der Fonds zur Umsetzung der Anlagestrategie von der Möglichkeit des Einsatzes 
von Total Return Swaps oder anderen Derivaten mit denselben oder ähnlichen 
Eigenschaften Gebrauch macht, finden sich Informationen, wie etwa zur 
zugrundeliegenden Strategie oder zur Gegenpartei, im Besonderen Teil dieses 
Verkaufsprospektes sowie im Jahresbericht. 
 
OTC-Derivate 
 
Es dürfen für den Fonds sowohl Derivatgeschäfte, die an einer Börse zum Handel 
zugelassen oder in einen anderen organisierten Markt einbezogen sind, als auch OTC-
Geschäfte getätigt werden. Es wird ein Verfahren eingesetzt, das eine präzise und 
unabhängige Bewertung des Wertes der OTC-Derivate erlaubt. 
 
Kontrahentenauswahl  
 
Der Abschluss von OTC-Derivategeschäften einschließlich Total Return Swaps, 
Wertpapier-Darlehensgeschäften und Pensionsgeschäften ist nur mit Kreditinstituten oder 
Finanzdienstleistungsinstituten auf Grundlage von standardisierten Rahmenverträgen 
zulässig. Die Kontrahenten, unabhängig von ihrer Rechtsform, müssen der laufenden 
Aufsicht einer öffentlichen Stelle unterliegen, finanziell solide sein und über eine 
Organisationsstruktur und Ressourcen verfügen, die sie für die von ihnen zu 
erbringenden Leistungen benötigen. Generell haben alle Kontrahenten ihren Hauptsitz in 
Mitgliedsländern der Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 
(OECD), der G-20 oder Singapur. Zudem ist erforderlich, dass entweder der Kontrahent 
selbst oder aber dessen Muttergesellschaft über ein Investment Grade Rating einer der 
führenden Ratingagenturen verfügt. 
 
Wertpapierleihe und Pensionsgeschäfte 
 
Abhängig von der besonderen Anlagepolitik des Fonds ist es diesem gestattet, 
Wertpapiere aus seinem Vermögen an eine Gegenpartei gegen ein marktgerechtes 
Entgelt für eine bestimmte Frist zu überlassen. Der Fonds stellt in diesem Fall sicher, 
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dass alle im Rahmen einer Wertpapierleihe übertragenen Wertpapiere jederzeit 
zurückübertragen und alle eingegangenen Wertpapierleihvereinbarungen jederzeit 
beendet werden können. 
 
a) Wertpapierleihgeschäfte 
Sofern der Fonds gemäß seiner besonderen Anlagerichtlinien Wertpapierleihgeschäfte 
abschließen darf, sind die jeweiligen Beschränkungen dem CSSF-Rundschreiben 08/356 
und 14/592 in der jeweils gültigen Fassung zu entnehmen. Grundsätzlich dürfen 
Wertpapierleihegeschäfte nur im Hinblick auf die nach dem Gesetz von 2010 und den 
Anlagerichtlinien des Fonds zulässigen Vermögensgegenstände durchgeführt werden. 
 
Diese Geschäfte können zu einem oder mehreren der folgenden Zwecke eingegangen 
werden: (i) Risikominderung, (ii) Kostensenkung und (iii) Erzielung eines Kapital- oder 
Ertragszuwachses bei einem Risikograd, der dem Risikoprofil des Fonds sowie den für 
ihn geltenden Vorschriften zur Risikostreuung entspricht. Im Regelfall können bis zu 80% 
der Wertpapiere des Fonds im Rahmen von Wertpapierleihgeschäften Kontrahenten 
überlassen werden. Die Verwaltungsgesellschaft behält sich jedoch das Recht vor, 
abhängig von der Nachfrage am Markt, auch bis zu 100% der Wertpapiere des Fonds 
Kontrahenten darlehensweise zu überlassen.  
 
Die aktuellen tatsächlichen Auslastungsquoten können bei der Verwaltungsgesellschaft 
erfragt werden. 
 
Wertpapierleihgeschäfte können in Bezug auf die Vermögenswerte des Fonds 
durchgeführt werden, vorausgesetzt (i) dass das Transaktionsvolumen stets bei einem 
angemessenen Wert gehalten wird oder die Rückgabe der verliehenen Wertpapiere 
derart verlangt werden kann, dass der Fonds jederzeit seine Rücknahmeverpflichtungen 
erfüllen kann, und (ii) dass diese Geschäfte nicht die Verwaltung des Fondsvermögens in 
Übereinstimmung mit der Anlagepolitik des Fonds gefährden. Die Risiken dieser 
Geschäfte werden im Rahmen des Risikomanagementprozesses der 
Verwaltungsgesellschaft gesteuert. 
 
Der Fonds darf Wertpapierleihgeschäfte nur unter Einhaltung der folgenden Vorschriften 
abschließen: 
 
(i) Der Fonds darf Wertpapiere nur über ein von einer anerkannten Clearingstelle 
betriebenes standardisiertes System oder ein von einem erstklassigen Finanzinstitut 
betriebenes Wertpapierleihprogramm verleihen, sofern dieses Finanzinstitut auf derartige 
Geschäfte spezialisiert ist und Aufsichtsbestimmungen unterliegt, die nach Auffassung 
der CSSF mit den Bestimmungen des Gemeinschaftsrechts vergleichbar sind. 
 
(ii) Der Entleiher muss Aufsichtsbestimmungen unterliegen, die nach Auffassung der 
CSSF mit den Bestimmungen des Gemeinschaftsrechts vergleichbar sind. 
 
(iii) Das Kontrahentenrisiko aus einem oder mehreren Wertpapierleihgeschäft(en) 
gegenüber einem einzelnen Kontrahenten (das zur Klarstellung durch die Verwendung 
von Sicherheiten gemindert werden kann), wenn es sich um ein unter Artikel 4 Nr. 4, a) 
des Verwaltungsreglements fallendes Kreditinstitut handelt, darf 10% der 
Vermögenswerte des Fonds oder in allen anderen Fällen 5% seiner Vermögenswerte 
nicht übersteigen. 
 
Die Verwaltungsgesellschaft legt den Gesamtwert der verliehenen Wertpapiere in den 
Jahres- und Halbjahresberichten des Fonds offen. 
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Wertpapierleihgeschäfte können auch synthetisch durchgeführt werden („synthetische 
Wertpapierleihe“). Eine synthetische Wertpapierleihe liegt dann vor, wenn ein Wertpapier 
zum aktuellen Marktpreis an einen Kontrahenten verkauft wird. Der Verkauf erfolgt dabei 
unter der Bedingung, dass der Fonds gleichzeitig von dem Kontrahenten eine verbriefte 
Option ohne Hebel erhält, die den Fonds dazu berechtigt, zu einem späteren Zeitpunkt 
die Lieferung von Wertpapieren gleicher Art, Güte und Menge wie die verkauften 
Wertpapiere zu verlangen. Der Preis für die Option („Optionspreis“) entspricht dem 
aktuellen Marktpreis aus dem Verkauf der Wertpapiere abzüglich a) der 
Wertpapierleihgebühr, b) der Erträge (z.B. Dividenden, Zinszahlungen, Corporate Actions) 
aus den Wertpapieren, die bei Ausübung der Option zurückverlangt werden können und 
c) des mit der Option verbundenen Ausübungspreises. Die Ausübung der Option wird 
während der Laufzeit zum Ausübungspreis erfolgen. Wird während der Laufzeit der 
Option aus Gründen der Umsetzung der Anlagestrategie das dem synthetischen 
Wertpapierleihe zugrunde liegende Wertpapier veräußert, kann dies auch durch 
Veräußerung der Option zu dem dann vorherrschenden Marktpreis abzüglich des 
Ausübungspreises erfolgen.  
 
Wertpapierleihgeschäfte können auch in Bezug auf einzelne Anteilklassen unter 
Berücksichtigung ihrer jeweiligen besonderen Merkmale und/oder Anlegerprofile 
abgeschlossen werden, wobei alle Ertragsansprüche und Sicherheiten im Rahmen 
solcher Wertpapierleihgeschäfte auf Ebene der betreffenden Anteilklasse anfallen. 
 
b) Pensionsgeschäfte  
Soweit im in den besonderen Anlagerichtlinien des Fonds vorgesehen, kann der Fonds (i) 
Pensionsgeschäfte tätigen, die aus dem Kauf und Verkauf von Wertpapieren bestehen 
und das Recht oder die Verpflichtung des Verkäufers beinhalten, die verkauften 
Wertpapiere vom Käufer zu einem Preis und zu Bedingungen zurückzukaufen, die von 
den beiden Parteien vertraglich vereinbart wurden, und (ii) umgekehrte 
Pensionsgeschäfte eingehen, die aus Termingeschäften bestehen, bei deren Fälligkeit 
der Verkäufer (Kontrahent) zum Rückkauf der verkauften Wertpapiere und der Fonds zur 
Rückgabe der im Rahmen der Transaktion erhaltenen Wertpapiere verpflichtet ist 
(zusammen die „Pensionsgeschäfte“). 
 
Diese Geschäfte können zu einem oder mehreren der folgenden Zwecke eingegangen 
werden: 
 

(i) Erzielung von Zusatzerträgen und 
  

(ii) kurzfristige besicherte Geldanlage. Im Rahmen dieser Geschäfte können im 
Regelfall bis zu 50% der im Fonds gehaltenen Wertpapiere gegen Entgelt auf 
einen Pensionsnehmer übertragen (im Falle von Pensionsgeschäften) als auch 
Wertpapiere im Rahmen der jeweils geltenden Anlagegrenzen gegen Barmittel 
in Pension genommen (im Falle von umgekehrten Pensionsgeschäften) werden.  

 
Die Verwaltungsgesellschaft behält sich jedoch das Recht vor, abhängig von der 
Nachfrage am Markt, auch bis zu 100% der im Fonds gehaltenen Wertpapiere gegen 
Entgelt auf einen Pensionsnehmer zu übertragen (im Falle von Pensionsgeschäften) bzw. 
Wertpapiere im Rahmen der jeweils geltenden Anlagegrenzen gegen Barmittel in Pension 
zu nehmen (im Falle von umgekehrten Pensionsgeschäften).  
 
Angaben zum Anteil der verwalteten Vermögenswerte, der voraussichtlich bei diesen 
Geschäften zum Einsatz kommen wird, können bei der Verwaltungsgesellschaft erfragt 
werden. 
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Der Fonds kann bei einzelnen Pensionsgeschäften oder einer Serie fortlaufender 
Pensionsgeschäfte entweder als Käufer oder als Verkäufer auftreten. Die Beteiligung an 
diesen Transaktionen unterliegt jedoch den folgenden Bestimmungen: 
 
(i) Der Fonds darf Wertpapiere im Rahmen eines Pensionsgeschäfts nur dann kaufen 
oder verkaufen, wenn der Kontrahent dieser Transaktion Aufsichtsbestimmungen 
unterliegt, die nach Auffassung der CSSF mit den Bestimmungen des 
Gemeinschaftsrechts vergleichbar sind. 
 
(ii) Das Kontrahentenrisiko aus einem oder mehreren Pensionsgeschäft(en) gegenüber 
einem einzelnen Kontrahenten (das zur Klarstellung durch die Verwendung von 
Sicherheiten gemindert werden kann) darf, wenn es sich um ein unter Artikel 4 Nr. 2 f) 
des Verwaltungsreglements fallendes Kreditinstitut handelt, 10% der Vermögenswerte 
des Fonds bzw. in allen anderen Fällen 5% seiner Vermögenswerte nicht überschreiten. 
 
(iii) Während der Laufzeit eines Pensionsgeschäfts, bei dem der Fonds als Käufer auftritt, 
darf er die den Vertragsgegenstand bildenden Wertpapiere erst verkaufen, nachdem der 
Kontrahent sein Recht auf Rückkauf dieser Wertpapiere ausgeübt hat oder die Frist für 
den Rückkauf abgelaufen ist, es sei denn, der Fonds verfügt über andere Deckungsmittel. 
 
(iv) Die vom Fonds im Rahmen eines Pensionsgeschäfts erworbenen Wertpapiere 
müssen mit der Anlagepolitik und den Anlagebeschränkungen des Fonds 
übereinstimmen und beschränkt sein auf: 
– kurzfristige Bankzertifikate oder Geldmarktinstrumente gemäß Definition in Richtlinie 
2007/16/EG vom 19. März 2007. 
– Das können Anleihen von nichtstaatlichen Emittenten sein, die adäquate Liquidität 
bereitstellen, oder 
– Vermögenswerte, auf die weiter oben im zweiten, dritten und vierten Abschnitt unter a) 
Wertpapierleihe Bezug genommen wird. 
(v) Die Verwaltungsgesellschaft legt zum Stichtag ihrer Jahres- und Halbjahresberichte 
den Gesamtbetrag der offenen Pensionsgeschäfte offen. 
 
Pensionsgeschäfte können auch in Bezug auf einzelne Anteilklassen unter 
Berücksichtigung ihrer jeweiligen besonderen Merkmale und/oder Anlegerprofile 
abgeschlossen werden, wobei alle Ertragsansprüche und Sicherheiten im Rahmen 
solcher Pensionsgeschäfte auf Ebene der betreffenden Anteilklasse anfallen. 
 
Sicherheitenverwaltung in Bezug auf Derivate und Te chniken und Instrumente: 
 
Von Gegenparteien (auch „Kontrahenten“) im Rahmen von Geschäften mit Derivaten 
(außer Währungstermingeschäften), Wertpapierleihgeschäften, Repurchase Agreements 
und Reverse Repurchase Agreements erhaltene Vermögenswerte stellen Sicherheiten 
dar. 
 
Alle Sicherheiten, die das Kontrahentenrisiko mindern, müssen jederzeit allen 
nachfolgenden Kriterien genügen:  
  
Liquidität.  Jedwede erhaltene Sicherheiten, die nicht in Barmitteln bestehen, müssen 
höchst liquide sein und auf einem geregelten Markt oder einer multilateralen 
Handelsplattform mit transparenten Preisen gehandelt werden, damit sie schnell zu einem 
Preis verkauft werden können, der einer Bewertung vor dem Verkauf möglichst nahe 
kommt. Erhaltene Sicherheiten sollen auch den Vorschriften des Artikel 56 der OGAW-
Richtlinie entsprechen.  
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Korrelation.  Die vom Fonds erhaltenen Sicherheiten sollen von einem Emittenten 
ausgegeben werden, der von der Gegenpartei unabhängig ist, und von dem nicht 
erwartet werden kann, eng mit der Leistung der Gegenpartei zu korrelieren.  
 
Sicherheitenstreuung (Vermögenskonzentration). Sicherheiten sollen im Hinblick auf 
Länder, Märkte und Emittenten ausreichend gestreut werden. Dem Erfordernis 
ausreichender Streuung im Hinblick auf die Emittentenkonzentration gilt als genügt, wenn 
der Fonds von der Gegenpartei des effektiven Portfoliomanagements und der 
außerbörslich gehandelten Finanzderivatetransaktionen einen Sicherheitenkorb erhält, 
bei dem höchstens 20% des Nettovermögens des OGAW im Hinblick auf einen 
bestimmten Emittenten gefährdet werden. Wenn der Fonds verschiedene Gegenparteien 
hat, sind die verschiedenen Sicherheitenkörbe zusammenzurechnen, um die 20%-
Grenze der Gefährdung im Hinblick auf einen bestimmten Emittenten zu ziehen. 
Abweichend von den vorgenannten Vorschriften darf der Fonds verschiedene 
übertragbare Wertpapiere und Geldmarktinstrumente als Sicherheiten annehmen, die von 
einem EU-Mitgliedstaat, von einer oder mehrerer seiner inländischen Behörden, von 
einem Drittstaat, oder von einer öffentlichen Institution, zu der ein oder mehrere EU-
Mitgliedstaaten gehören, ausgegeben oder garantiert werden. In diesem Falle soll der 
Fonds Sicherheiten von mindestens sechs verschiedenen Emittenten erhalten, während 
Sicherheiten eines einzelnen Emittenten nicht mehr als 30% des Nettoinventarwerts des 
Fonds ausmachen sollen. 
 
Der Fonds kann nur Transaktionen mit Gegenparteien eingehen, welche die 
Verwaltungsgesellschaft als kreditwürdig erachtet. Zugelassene Kontrahenten verfügen in 
der Regel über ein öffentliches Rating von mindestens A-. Kontrahenten können die 
Zusammensetzung und die Verwaltung eines Portfolios des Fonds oder den zugrunde 
liegenden Wert eines seitens eines Fonds eingesetzten Derivats nicht nach eigenem 
Ermessen ändern. In Verbindung mit seitens des Fonds getroffenen 
Anlageentscheidungen ist keine Genehmigung der Gegenpartei erforderlich.  
 
Erfüllt eine Sicherheit eine Reihe von Kriterien, wie etwa die Standards für Liquidität, 
Bewertung, Bonität des Emittenten, und sind auch nach Erhalt einer Sicherheit (unter 
Berücksichtigung von Korrelation) die Risikostreuungsvorschriften nach Artikel 4, Absatz 
4 des Verwaltungsreglements eingehalten, kann sie gegen das Brutto-Engagement des 
Kontrahenten aufgerechnet werden. Wird eine Sicherheit aufgerechnet, verringert sich ihr 
Wert um einen Prozentsatz (ein „Abschlag“), der u.a. kurzfristige Schwankungen im Wert 
des Engagements und der Sicherheit auffangen soll. Die Höhe der geforderten 
Sicherheiten wird beibehalten, um sicherzustellen, dass das Netto-Engagement der 
Kontrahenten die für Kontrahenten in Artikel 4, Nr. 4 a) des Verwaltungsreglements 
beschriebenen Grenzen nicht überschreitet. Sicherheiten können in Form von 
Wertpapieren und Barmitteln hinterlegt werden. Nicht in Form von Barmitteln hinterlegte 
Sicherheiten werden weder verkauft noch wiederangelegt, belastet oder wiederverliehen.  
 
Die Wiederanlage von erhaltenen Barsicherheiten ist auf hochwertige Anleihen, die von 
einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder seinen Gebietskörperschaften, von 
einem Drittstaat oder von internationalen Organismen öffentlich-rechtlichen Charakters, 
denen mindestens ein Mitgliedstaat der Europäischen Union angehört, begeben werden 
oder garantiert sind (mindestens Investment Grade Rating), Einlagen bis zu drei Monaten 
bei bonitätsstarken Kreditinstituten, umgekehrte Rückkaufvereinbarungen und kurzfristige 
Geldmarktfonds beschränkt, um das mit einer Wiederanlage verbundene Verlustrisiko zu 
mindern. Zudem können Barsicherheiten im Wege eines umgekehrten Pensionsgeschäfts 
mit einem Kreditinstitut angelegt werden, wenn die Rückforderung des aufgelaufenen 
Guthabens jederzeit gewährleistet ist. Wertpapiersicherheiten hingegen dürfen weder 
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veräußert noch anderweitig als Sicherheit bereitgestellt oder verpfändet werden. Sofern 
der Fonds Sicherheiten für mindestens 30% seiner Vermögenswerte erhält, wird das 
jeweilige Liquiditätsrisiko analysiert. Die Strategie für Liquiditätsstresstests sollte 
Vorgaben zu folgenden Aspekte beinhalten: 
 
(a)  Konzept für die Stresstest-Szenarioanalyse, einschließlich Kalibrierungs-, 
Zertifizierungs- und Sensitivitätsanalyse; 
(b)  Empirischer Ansatz für die Folgenabschätzung, einschließlich Backtesting von 
Liquiditätsrisikoschätzungen; 
(c)  Berichtshäufigkeit und Meldegrenzen/Verlusttoleranzschwelle(n); und 
(d)  Maßnahmen zur Eindämmung von Verlusten, einschließlich Haircut-Strategie und 
Gap-Risiko-Schutz . 
 
Zurzeit akzeptiert die Verwaltungsgesellschaft nur Barmittel und Staatsanleihen 
(unabhängig von ihrer Restlaufzeit) als Sicherheiten. Für jede Anleihe, welche als 
Sicherheit dient, wird ein spezifischer Abschlag festgelegt. Dieser richtet sich sowohl nach 
der Art der Anleihe als auch nach der Bewertung der Liquidität gemäß der vorgenannten 
Tests und beträgt zwischen 3% und 10%. 
 
Die Verwaltungsgesellschaft wird zudem dafür Sorge tragen, dass die 
Risikostreuungsbestimmungen nach ESMA/2014/294 eingehalten werden. 
 
Sicherheiten, die gestellt werden, müssen im Hinblick auf den Emittenten, Länder und 
Märkte angemessen diversifiziert sein. 
 
Sicherheiten, die zum Handel an einer Börse zugelassen sind oder an einem anderen 
organisierten Markt zugelassen oder in diesen einbezogen sind, werden zum Schlusskurs 
des Vortages bzw. Schlusskurs des gleichen Tages, sofern bei der Bewertung bereits 
verfügbar, bewertet. Die Bewertung wird entsprechend durchgeführt um einen möglichst 
marktnahen Wert der Sicherheiten zu erhalten. 
 
Die Sicherheiten werden von der Verwahrstelle oder einem Unterverwahrer der 
Verwahrstelle verwahrt. Barsicherheiten in Form von Bankguthaben dürfen auf 
Sperrkonten bei der Verwahrstelle des Fonds oder mit ihrer Zustimmung bei einem 
anderen Kreditinstitut gehalten werden, sofern dieses andere Kreditinstitut einer 
Überwachung durch eine Aufsichtsbehörde unterliegt und nicht mit dem Emittenten der 
Sicherheit verbunden ist. 
 
Potenzielle Interessenkonflikte 
 
Die Verwaltungsratsmitglieder der Verwaltungsgesellschaft, die benannten Vertriebs-
stellen und die mit der Durchführung des Vertriebs beauftragten Personen, die Ver-
wahrstelle, die Register- und Transferstelle, der Anlageberater, die Anteilinhaber sowie 
sämtliche Tochtergesellschaften, verbundene Unternehmen, Vertreter oder Beauftragte 
der zuvor genannten Stellen und Personen („Verbundene Personen“) können:  
 
1. untereinander oder auf eigene Rechnung oder auf Rechnung Dritter Anlagen in 

Anteile, Wertpapiere oder Vermögenswerte der gleichen Art wie die Bestandteile 
des Fondsvermögens tätigen und mit diesen handeln;  

 
2. im eigenen oder fremden Namen durch oder gemeinsam mit der Verwaltungsge-

sellschaft oder einer Tochtergesellschaft, einem verbundenen Unternehmen, Ver-
treter oder Beauftragten derselben am Kauf oder Verkauf von Wertpapieren oder 
sonstigen Anlagen des Fondsvermögens teilnehmen. 
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Vermögenswerte des Fondsvermögens in Form von liquiden Mitteln oder Wertpapieren 
können bei einer Verbundenen Person hinterlegt werden im Einklang mit den gesetzli-
chen Bestimmungen betreffend die Verwahrstelle. Liquide Mittel des Fondsvermögens 
können in von einer Verbundenen Person ausgegebene Einlagenzertifikate oder ange-
botene Bankeinlagen angelegt werden. Auch Bank- oder vergleichbare Geschäfte kön-
nen mit oder durch eine Verbundene Person getätigt werden. Gesellschaften der 
Talanx-Gruppe und/oder Angestellte, Vertreter, verbundene Unternehmen oder Toch-
tergesellschaften von Gesellschaften der Talanx-Gruppe können Kontrahenten bei 
Derivatetransaktionen oder -kontrakten der Verwaltungsgesellschaft sein. Weiterhin 
kann in einigen Fällen ein Kontrahent zur Bewertung solcher Derivatetransaktionen 
oder –kontrakte erforderlich sein. Diese Bewertungen können als Grundlage für die 
Berechnung des Wertes bestimmter Vermögenswerte des Fondsvermögens dienen. 
Nach Maßgabe der jeweils getroffenen Vereinbarungen können Angehörige der 
Talanx-Gruppe auch als Verwaltungsratsmitglied, Vertriebsstelle, Untervertriebsstelle, 
Fondsmanager oder Anlageberater auftreten. Der Verwaltungsrat der Verwaltungsge-
sellschaft ist sich bewusst, dass auf Grund der Funktionen, die Angehörigen der Talanx 
Gruppe im Zusammenhang mit der Verwaltungsgesellschaft erfüllen, Interessenkonflik-
te entstehen können. Für solche Fälle ist jeder Talanx-Konzernangehöriger verpflichtet, 
sich in angemessenem Rahmen um die gerechte Lösung derartiger Interessenkonflikte 
(im Hinblick auf ihre jeweiligen Pflichten und Aufgaben) sowie darum zu bemühen, 
dass die Interessen der Verwaltungsgesellschaft und der Anteilinhaber nicht beein-
trächtigt werden.  
 
Der Verwaltungsrat der Verwaltungsgesellschaft ist der Meinung, dass die Interessen 
der Verwaltungsgesellschaft und der o.g. Stellen kollidieren können. Die Verwaltungs-
gesellschaft hat angemessene Maßnahmen getroffen, um Interessenkonflikte zu ver-
meiden. Bei unvermeidbaren Interessenkonflikten wird der Verwaltungsrat der Verwal-
tungsgesellschaft sich darum bemühen, diese zu Gunsten des Fonds zu lösen. Für den 
Fonds können in Bezug auf das Fondsvermögen Geschäfte mit oder zwischen Ver-
bunden Personen getätigt werden, sofern solche Geschäfte im besten Interesse der 
Anleger erfolgen. 
 
DIE AUSGABE VON ANTEILEN 
 
Die Ausgabe von Fondsanteilen erfolgt zum Ausgabepreis, welcher sich aus dem An-
teilwert sowie ggfls. der, in der Übersicht ausgewiesenen, Verkaufsprovision zusam-
mensetzt. Sofern in einem Land, in dem Anteile ausgegeben werden, Stempelgebüh-
ren oder andere Belastungen anfallen, erhöht sich der Ausgabepreis entsprechend. 
 
Die Verwaltungsgesellschaft ist ermächtigt, laufend neue Anteile auszugeben. Die 
Verwaltungsgesellschaft behält sich jedoch vor, die Ausgabe von Anteilen im Rahmen 
der Bestimmungen des nachfolgend abgedruckten Verwaltungsreglements vorüberge-
hend oder endgültig einzustellen; bereits geleistete Zahlungen werden in diesem Fall 
unverzüglich erstattet. 
 
Die Anteile können bei der Verwaltungsgesellschaft, der Verwahrstelle und den in die-
sem Verkaufsprospekt genannten Zahl- und Vertriebsstellen erworben werden. 
 
Anteilkaufaufträge, die bis 16.00 Uhr an einem Bewertungstag eingegangen sind, wer-
den mit dem am folgenden Bewertungstag festgestellten Ausgabepreis abgerechnet. 
 
Weitere Einzelheiten zur Ausgabe von Anteilen sind im Verwaltungsreglement festge-
legt. 
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DIE ANTEILWERTBERECHNUNG 
 
Zur Berechnung des Anteilwertes wird der Wert der Vermögenswerte, abzüglich der 
Verbindlichkeiten („Netto-Fondsvermögen“) an jedem Bewertungstag im Sinne der 
Vorschriften des Verwaltungsreglements ermittelt und durch die Anzahl der umlaufen-
den Anteile geteilt. 
 
Anteile an Organismen für gemeinsame Anlagen werden zu ihrem letzten festgestellten 
und erhältlichen Nettoinventarwert, ggf. unter Berücksichtigung einer Rücknahmege-
bühr, bewertet. 
 
Weitere Einzelheiten zur Berechnung des Anteilwertes sind im Verwaltungsreglement, 
insbesondere in dessen Artikel 7 festgelegt. 
 
RÜCKNAHME UND UMTAUSCH VON ANTEILEN 
 
Die Anteilinhaber sind berechtigt, jederzeit über eine der Zahl- und Vertriebsstellen, die 
Verwahrstelle oder die Verwaltungsgesellschaft die Rücknahme oder den Umtausch 
ihrer Anteile zu dem, gemäß den Bestimmungen des Verwaltungsreglements des 
Fonds festgelegten, Rücknahmepreis- bzw. Umtauschpreis zu verlangen. 
 
Verkaufsaufträge, die bis 16.00 Uhr an einem Bewertungstag eingegangen sind, werden 
mit dem am folgenden Bewertungstag festgestellten Rücknahmepreis abgerechnet. 
 
Weitere Einzelheiten zur Ausgabe von Anteilen sind im Verwaltungsreglement festge-
legt. 
 
 
VERÖFFENTLICHUNGEN UND ANSPRECHPARTNER 
 
Der jeweils gültige Ausgabe- und Rücknahmepreis der Anteile sowie alle sonstigen, für 
die Anteilinhaber bestimmten Informationen, können jederzeit am Sitz der 
Verwaltungsgesellschaft, der Verwahrstelle sowie bei den Zahl- und Vertriebsstellen 
erfragt werden. 
 
Der jeweils gültige Ausgabe- und Rücknahmepreis wird auf der Internetseite der 
Verwaltungsgesellschaft (www.ampega.de) veröffentlicht und kann daneben auch in 
einer überregionalen Tageszeitung bzw. einem Online-Medium in den Ländern, in 
denen die Anteile öffentlich vertrieben werden, veröffentlicht werden. 
 
Die wesentlichen Informationen für den Anleger (Key Investor Information Document 
„KIID“) können unter der folgenden Internetadresse der Verwaltungsgesellschaft 
heruntergeladen werden: www.ampega.de. Ferner wird auf Anfrage eine Papierversion 
seitens der Verwaltungsgesellschaft oder Vertriebsstellen zur Verfügung gestellt. 
 
Der Verkaufsprospekt mit Verwaltungsreglement in der jeweils aktuellen Fassung 
sowie die Jahres- und Halbjahresberichte sind bei der Verwaltungsgesellschaft 
erhältlich und können unter der folgenden Internetadresse heruntergeladen werden: 
www.ampega.de.. Anleger können dort zudem den Vertrag mit der Verwahrstelle und 
die Satzung der Verwaltungsgesellschaft einsehen werden. 
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Die Liste der Sondervermögen, die von der Verwaltungsgesellschaft verwaltet werden 
ist auf Anfrage am Sitz der Verwaltungsgesellschaft verfügbar. 
 
Anlegerbeschwerden können an die Verwaltungsgesellschaft, die Verwahrstelle sowie 
an alle Zahl- oder Vertriebsstellen gerichtet werden.  
 
Sofern in diesem Verkaufsprospekt nichts anderes angegeben ist, werden die vom 
Fonds verwendeten Indizes oder Referenzwerte zum Zeitpunkt dieses 
Verkaufsprospekts von Referenzwert-Administratoren bereitgestellt, die in den Genuss 
der in der Verordnung (EU) 2016/1011 festgelegten Übergangsbestimmungen kommen 
(die „Referenzwert-Verordnung") und daher noch nicht in das von der ESMA gemäß 
Artikel 36 der Referenzwert-Verordnung geführte Register der Administratoren und 
Referenzwerte aufgenommen. Referenzwert-Administratoren, die am 30. Juni 2016 
einen Referenzwert vorlegen, müssen vor dem 1. Januar 2020 eine Zulassung oder 
Registrierung als Administrator gemäß der Referenzwert-Verordnung beantragen. 
Aktualisierte Informationen zu diesem Register sollten spätestens am 1. Januar 2020 
verfügbar sein. Die Aufnahme eines Administrators ins ESMA-Register der 
Referenzwert-Administratoren wird bei der nächsten Aktualisierung im 
Verkaufsprospekt wiedergegeben. 
 
Die Verwaltungsgesellschaft hat robuste schriftliche Pläne aufgestellt, welche die 
Maßnahmen beschreiben, die im Falle einer wesentlichen Änderung oder Einstellung 
des Referenzwertes ergriffen werden. Diese können auf Anfrage bei der 
Verwaltungsgesellschaft eingesehen werden.  
 
Der Rex Performance Index, der für die Berechnung der erfolgsabhängigen Vergütung 
verwendete Vergleichsindex, wird von der Deutsche Börse AG bereitgestellt. 
 
BESTEUERUNG DES FONDSVERMÖGENS UND DER ERTRÄGE 
 
Die folgende Information basiert auf den Gesetzen und Verordnungen, der Rechtspre-
chung und Verwaltungspraxis, die derzeit in Luxemburg gültig ist und die Änderungen 
unterliegen kann, möglicherweise sogar rückwirkender Natur. Diese Zusammenfas-
sung erhebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit bezüglich aller luxemburgischer Steu-
ergesetze und Steuererwägungen, die für eine Entscheidungsfindung bezüglich der 
Anlage in, dem Besitzen, Halten oder der Veräußerung von Anteilen relevant sein kön-
nen und ist nicht als steuerliche Beratung für einen potentiellen Anleger zu verstehen. 
Zukünftige Anleger sollten ihre eigenen Steuerberater bezüglich der Auswirkungen des 
Erwerbs, Haltens oder der Veräußerung von Anteilen hinzuziehen sowie im Hinblick 
auf die Gesetze in der Rechtsordnung, in der sie Steuersubjekt sind. Diese Zusam-
menfassung beschreibt nicht die steuerlichen Konsequenzen unter den Gesetzen ei-
nes anderen Staates, einer anderen Örtlichkeit oder einer anderen Steuerhoheit als 
Luxemburg. 
 
Das Folgende basiert auf dem Verständnis der Verwaltungsgesellschaft von bestimm-
ten Rechtsaspekten und der Rechtspraxis, die zurzeit in Luxemburg in Kraft ist. Es gibt 
keine Garantie, dass die Steuersituation zum Zeitpunkt dieses Prospektes oder zum 
Zeitpunkt einer Anlage unabänderliche Gültigkeit besitzt. 
 
Anleger sollten ihre Berater im Hinblick auf die möglichen steuerlichen und anderen 
Konsequenzen bezüglich ihrer Zeichnung, Erwerb, Halten, Verkauf oder Rückgabe von 
Anteilen unter den Gesetzen ihres Gründungs-, Sitz-, Niederlassungs-, Staatsbürger-
schafts-, oder Wohnsitzstaates hinzuziehen. 
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A. Besteuerung des  Fonds 
 
Der Fonds wird in Luxemburg nicht auf Einkünfte oder Kapitalerträge besteuert.  
 
Der Fonds unterliegt in Luxemburg keiner Vermögenssteuer. 
 
Bei Ausgabe der Anteile des Fonds ist keine Stempelsteuer, Kapitalsteuer oder sonsti-
ge Steuer in Luxemburg zahlbar. 
 
Der Fonds unterliegt jedoch in Luxemburg einer Zeichnungssteuer (taxe 
d’abonnement) in Höhe von jährlich 0,05% auf Basis des Nettoinventarwerts des 
Fonds zum Ende eines Quartals, die vierteljährlich berechnet und gezahlt wird.  
 
Eine reduzierte Zeichnungssteuer (taxe d’abonnement) von 0,01% p.a. ist anwendbar 
auf luxemburgische OGAWs, deren ausschließlicher Zweck die gemeinsame Anlage in 
Geldmarktinstrumente und Termingelder bei Kreditinstituten oder beides ist, sowie auf 
deren einzelne Teilfonds sowie für einzelne Klassen, die innerhalb eines OGAW oder 
innerhalb eines Teilfonds eines OGAW in Form eines Umbrellafonds, vorausgesetzt, 
dass die Wertpapiere einem oder mehreren institutionellen Anlegern vorbehalten sind. 
 
Von der Zeichnungssteuer (taxe d’abonnement) befreit sind  
 
- Anlagen in einen luxemburgischen OGA sowie deren einzelne Teilfonds, der bzw. die 
seiner/ihrerseits der Zeichnungssteuer (taxe d’abonnement) unterliegt/unterliegen; 
 
- OGAWs sowie deren einzelne Teilfonds, (i) deren Anteile nur institutionellen Anlegers 
vorbehalten sind, (ii) deren ausschließlicher Zweck es ist in Geldmarktinstrumente und 
in Einlagen bei Kreditinstituten zu investieren, (iii) deren gewichtete Portfolio-
Restlaufzeit nicht mehr als 90 Tage beträgt, und (iv) die das Höchstmögliche Rating 
einer anerkannten Ratingagentur erhalten haben;  
 
- OGAWs, deren Teilfonds oder Anteilsklassen für betriebliche Altersversorgungssys-
teme reserviert sind;  
 
- OGAWs sowie deren einzelne Teilfonds deren Hauptzeck es ist in Mikrofinanzinstitu-
tionen zu investieren; und 
 
- OGAWs sowie deren einzelne Teilfonds deren Anteile an einer Börse notiert oder 
gehandelt werden und deren ausschließlicher Zweck darin besteht, die Entwicklung 
eines oder mehrerer Indizes zu replizieren. 
 
Quellensteuer 
 
Vom Fonds erhaltene Zins- und Dividendeneinkünfte können einer nichterstattungsfä-
higen Quellensteuer in den Herkunftsstaaten der Einkünfte unterliegen. Der Fonds 
kann auch Steuern auf realisierte oder nicht realisierte Kapitalzuwäch-
se/Wertsteigerungen im Belegenheitsstaat der Vermögensanlagen unterliegen. 
 
Einkünfte oder Kapitalerträge, die vom Fonds an die Anleger gezahlt werden, sowie 
Liquidationserlöse und Veräußerungsgewinne hieraus unterliegen keiner Quellenbe-
steuerung in Luxemburg. 
 
B. Besteuerung der Anteilinhaber 
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In Luxemburg ansässige, natürliche Personen 
 
Aus luxemburgischer, steuerrechtlicher Sicht ist der Fonds als ein rechtlich unselb-
ständiges Sondervermögen prinzipiell steuerlich transparent. Fondsanleger unterliegen 
mit ihren Einkünften und Kapitalerträgen aus ihren Anlagen der Besteuerung gemäß 
den in ihrem Ansässigkeitsstaat geltenden Gesetzen. 
 
Gemäß der gegenwärtigen Gesetzgebung unterliegen Anleger keiner Kapital, Ein-
kommens- oder Quellensteuer in Luxemburg, es sei denn sie sind in Luxemburg an-
sässig oder haben dort eine Betriebsstätte. 
 
Realisierte Veräußerungsgewinne durch den Verkauf der von in Luxemburg ansässi-
gen individuellen Anleger die diese Anteile in ihrem persönlichen Portfolio halten (und 
nicht als geschäftliche Vermögenswerte) unterliegen generell keiner Einkommenssteu-
er in Luxemburg, es sei denn: 
 
(i) sie sind nach mindestens 6 Monaten nach der Zeichnung oder dem Kauf der Anteile 
veräußert worden; 
 
(ii) die in dem persönlichen Portfolio gehaltenen Anteile stellen keine wesentliche Be-
teiligung dar. Eine wesentliche Beteiligung wird dann angenommen, wenn der Veräu-
ßerer alleine, oder zusammen mit seiner Ehegattin oder seinen minderjährigen Kin-
dern, direkt oder indirekt zu einem beliebigen Zeitpunkt währen der Dauer von 5 Jah-
ren vor dem Datum der Veräußerung, mehr als 10% des Grundkapitals des Fonds hält 
oder gehalten hat. 
 
Ausschüttungen, die von dem Fonds erhalten wurden, unterliegen einer luxemburgi-
schen Einkommenssteuer. 
 
Die luxemburgische Einkommenssteuer wird nach einer progressiven Steuerskala er-
hoben und durch den Solidaritätszuschlag (contribution au fonds pour l’emploi) erhöht.  
 
In Luxemburg ansässige Unternehmen 
 
In Luxemburg ansässige Körperschaften unterliegen einer Körperschaftssteuer in Höhe 
von 26,01% (im Jahr 2018 für Körperschaften, die ihren Gesellschaftssitz in Luxem-
burg-Stadt haben) auf die von der Gesellschaft erhaltenen Ausschüttungen, soweit 
vorgesehen, und die infolge von Anteilveräußerung erhaltenen Kapitaleinkünfte. 
 
In Luxemburg ansässige Körperschaften, die von einem besonderen Steuerregime 
profitieren, wie zum Beispiel (i) Organismen für gemeinsame Anlagen gemäß dem Ge-
setz von 2010, (ii) spezialisierte Investmentfonds gemäß dem geänderten Gesetz vom 
13. Februar 2007 über spezialisierte Investmentfonds, oder (iii) ein Reservierter Alter-
nativer Investmentfonds („RAIF“) gemäß dem Gesetz vom 23. Juli 2016 über den Re-
servierten Alternativen Investmentfonds (soweit dieser sich nicht aus eigenem Ermes-
sen der allgemeinen Körperschaftssteuer unterworfen hat), oder (iv) Familienvermö-
gensverwaltungsgesellschaften gemäß dem geänderten Gesetz vom 11. Mai 2007 
über Familienvermögensverwaltungsgesellschaften, sind von der luxemburgischen 
Ertragsbesteuerung befreit, unterliegen jedoch einer jährlichen Zeichnungssteuer (taxe 
d’abonnement), so dass die Anteileinkünfte sowie die darauf generierten Kapitalein-
künfte keiner luxemburgischen Ertragsbesteuerung unterliegen. 
 
Die Anteile sind Bestandteil des steuerpflichtigen Nettovermögens der luxemburgi-
schen körperschaftlichen Anleger, außer der Anteilinhaber ist (i) ein OGA gemäß dem 
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Gesetz von 2010, (ii) ein dem geänderten Gesetz vom 22. März 2004 über Verbriefun-
gen unterliegendes Vehikel, (iii) eine Gesellschaft gemäß dem geänderten Gesetz vom 
15. Juni 2004 über Investmentgesellschaften in Risikokapital, (iv) ein SIF gemäß dem 
Gesetz vom 13. Februar 2007 oder (v) ein Reservierter Alternativer Investmentfonds 
gemäß dem Gesetz vom 23. Juli 2016 über den Reservierten Alternativen Investment-
fonds, oder (vi) eine Familienvermögensverwaltungsgesellschaft gemäß dem geänder-
ten Gesetz vom 11. Mai 2007 über Familienvermögensverwaltungsgesellschaften. Das 
steuerpflichtige Nettovermögen unterliegt der Vermögenssteuer in Höhe von 0,5% auf 
jährlicher Basis. Ein reduzierter Steuersatz von 0,05% gilt für den Anteil des Nettover-
mögens, welcher 500 Millionen Euro übersteigt. 
 
In Luxemburg nicht ansässige Anleger 
 
Nicht in Luxemburg ansässige Privatanleger oder Körperschaften, die keine Betriebs-
stätte in Luxemburg haben, denen die Anteile zugeordnet werden, unterliegen weder 
einer luxemburgischen Besteuerung auf realisierte Kapitaleinkünfte durch die Veräuße-
rung von Anteilen noch auf vom Fonds erhaltene Ausschüttungen, soweit vorgesehen, 
und die Anteile unterliegen keiner Vermögensbesteuerung. 
 
Verkaufsbeschränkung und Hinweise für Anleger mit B ezug zu den Vereinigten 
Staaten von Amerika 
 
Die Anteile des Fonds sind und werden nicht gemäß dem United States Investment 
Company Act von 1940 in seiner gültigen Fassung registriert. Die Anteile des Fonds 
sind und werden zudem nicht gemäß dem United States Securities Act von 1933 in 
seiner gültigen Fassung oder nach den Wertpapiergesetzen eines Bundesstaates der 
Vereinigten Staaten von Amerika (USA) registriert. Anteile des Fonds dürfen weder in 
den USA – einschließlich der dazugehörigen Gebiete – noch einer US-Person oder auf 
deren Rechnung angeboten oder verkauft werden. Antragsteller müssen 
gegebenenfalls darlegen, dass sie keine US-Person sind und Anteile weder im Auftrag 
von US-Personen erwerben noch an US-Personen weiterveräußern. US-Personen 
sind:  
 
1. solche natürlichen Personen, die  

a) in den USA oder einem ihrer Territorien bzw. Hoheitsgebiete geboren wurden,  
b) eingebürgerte Staatsangehörige sind (bzw. Green Card Holder),  
c) im Ausland als Kind eines Staatsangehörigen der USA geboren wurden,  
d) ohne Staatsangehöriger der USA zu sein, sich überwiegend in den USA 

aufhalten,  
e) mit einem Staatsangehörigen der USA verheiratet sind, oder 
f) in den USA wohnen; 

 
2. juristische US-Personen, insbesondere  

a) Personen- und Kapitalgesellschaften, Trusts, Pensionsfonds oder sonstige 
Unternehmen oder juristische Einheiten, die unter den Gesetzen eines der 50 
US-Bundesstaaten oder des Columbia District oder unter dem Act of Congress 
gegründet wurden oder in einem US-Handelsregister eingetragen sind; 

b) jedes Vermögen (Estate), dessen Vollstrecker oder Verwalter eine US-Person 
ist; 

c) jedes Treuhandvermögen (Trust), dessen Treuhänder, Begünstigter oder, wenn 
der Trust widerruflich ist, dessen Gründer, eine US-Person ist; 

d) eine sich in den USA befindliche Zweigstelle oder Filiale einer juristischen 
Einheit, die keine US-Person ist; 
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e) jedes diskretionäre oder nicht-diskretionäre Konto oder ähnliche Konto (soweit 
es sich nicht um ein Vermögen oder einen Trust nach Buchstaben b) und c) 
handelt), das von einem Händler (Dealer), Verwalter oder Treuhänder 
zugunsten oder auf Rechnung einer US-Person gehalten wird; 

f) jedes diskretionäre Konto oder ähnliches Konto (soweit es sich nicht um ein 
Vermögen oder einen Trust nach Buchstaben b) und c) handelt), das von einem 
in den USA gegründeten oder eingetragenen Händler (Dealer), Verwalter, 
Treuhänder oder einer US-Person gehalten wird; 

g) jede unter dem Recht eines anderen als der USA oder deren Staaten durch 
oder für eine US-Person gegründete oder eingetragene juristische Einheit, die 
grundsätzlich zur Durchführung einer oder mehrerer Transaktionen, die unter 
die „offshore exemption“ der Volcker Rule fallen, gegründet wurde. 

 
Sollte die Verwaltungsgesellschaft Kenntnis davon erlangen, dass es sich bei einem 
Anleger um eine US-Person handelt oder die Anteile zugunsten einer US-Person 
gehalten werden, so steht der Verwaltungsgesellschaft das Recht zu, die 
unverzügliche Rückgabe dieser Anteile zum jeweils gültigen und letztverfügbaren 
Anteilwert zu verlangen. 
 
Anleger, die als „Restricted Persons“ unter die US-Regelung No. 2790 der „National 
Association of Securities Dealers“ (NASD 2790) fallen, müssen ihre Anlagen in dem 
Fondsvermögen der Verwaltungsgesellschaft unverzüglich mitteilen.  
 
Automatischer Informationsaustausch 
 
Die Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung („OECD“) hat 
einen gemeinsamen Melde- und Sorgfaltsstandard („CRS“) entwickelt zwecks Errei-
chung eines umfassenden und multilateralen automatischen Informationsaustauschs 
(„AEOI“) auf globaler Basis. Die Richtlinie 2014/107/EU des Rates, die die Richtlinie 
2011/16/EU bezüglich der Verpflichtung zum automatischen Austausch von Informati-
onen im Bereich der Besteuerung abändert („EURO-CRS Richtlinie“), wurde am 9. 
Dezember 2014 angenommen, um den CRS unter den Mitgliedstaaten umzusetzen.  
  
Die EURO-CRS Richtlinie wurde durch das Gesetz vom 18. Dezember 2015 über den 
automatischen Austausch von Informationen über Finanzkonten im Steuerbereich (das 
„CRS-Gesetz“) in luxemburgisches Recht umgesetzt. Das CRS-Gesetz erfordert, dass 
luxemburgische Finanzinstitute die Halter von meldepflichtigen Konten identifizieren 
und ermitteln, falls diese in Ländern steuerlich ansässig sind, mit denen Luxemburg 
eine Steuerinformationsaustauschvereinbarung hat. Die luxemburgischen Finanzinsti-
tute werden die Finanzkonteninformation den luxemburgischen Steuerbehörden mittei-
len, die diese dann automatisch auf jährlicher Basis an die zuständige ausländische 
Steuerbehörde weiterleitet. Fondsanleger können daher auf Basis anwendbarer Rege-
lungen an luxemburgische oder andere zuständige Steuerbehörden mitgeteilt werden. 
 
Die Verwaltungsgesellschaft kann folglich von den Anlegern verlangen, dass sie Infor-
mationen bezüglich der Identität und des steuerlichen Sitzes von Finanzkontoinhabern 
(einschließlich bestimmter Gesellschaften und deren beherrschenden Personen) mittei-
len, um deren CRS-Status sicherzustellen. Die Antwort auf die CRS-betreffende Fra-
gen ist verpflichtend. Die erhaltenen persönlichen Daten werden zum Zwecke des 
CRS-Gesetzes und im Einklang mit dem anwendbaren Datenschutzrecht genutzt. In-
formationen über einen Anteilinhaber und sein Finanzkonto werden an die luxemburgi-
schen Steuerbehörden (Administration des Contributions Directes) gemeldet, soweit 
dieses Konto als ein meldepflichtiges CRS-Konto gemäß dem CRS-Gesetz eingestuft 
wird. 
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Zusätzlich hat Luxemburg die Multilaterale Vereinbarung der zuständigen Behörde 
über den automatischen Informationsaustausch über Finanzkonten der OECD unter-
zeichnet („Multilaterale Vereinbarung“). Die Multilaterale Vereinbarung zielt darauf ab, 
das CRS in Nicht-Mitgliedstaaten umzusetzen; es bedarf daher Abkommen auf Län-
derbasis. 
 
Anleger sollten ihre Berater im Hinblick auf die möglichen steuerlichen und anderen 
Konsequenzen bezüglich der Umsetzung der Änderungsrichtlinie hinzuziehen. 
 
Verarbeitung von personenbezogenen Daten  
 
Die Anleger werden darauf hingewiesen, dass ihre personenbezogenen Daten (jegli-
che Information, welche sich auf eine identifizierte oder identifizierbare natürliche Per-
son bezieht), welche im Zusammenhang mit einer Anlage in den Fonds mitgeteilt wer-
den, von der Verwaltungsgesellschaft und der Verwahrstelle als die jeweils für die Ver-
arbeitung Verantwortlichen, (zusammen die „Datendienstleister“) im Einklang mit dem 
in Luxemburg anwendbaren Datenschutzrecht (einschließlich, jedoch nicht beschränkt 
auf das Luxemburger Gesetz vom 2. August 2002, wie abgeändert zum Schutz perso-
nenbezogener Daten (das „Gesetz vom 2. August 2002“)), verarbeitet werden.  
 
Personenbezogene Daten dienen der Erbringung von Dienstleistungen durch die Da-
tendienstleister (wie die Betreuung der Anleger und Kontoführung, einschließlich der 
Verarbeitung von Zeichnungs-, Umtausch- und Rücknahmeaufträgen und Mitteilungen 
an die Anleger), wie im Verkaufsprospekt und dem Verwaltungsreglement beschrieben, 
sowie um gesetzlichen oder regulatorischen Verpflichtungen nachzukommen, ein-
schließlich, jedoch nicht beschränkt auf rechtliche oder regulatorische Verpflichtungen 
gemäß dem anwendbaren Recht (wie die Führung des Registers der Anleger und der 
Verarbeitung von Zeichnungsaufträgen), dem Anti-Geldwäsche und Terrorismusfinan-
zierungsgesetz (wie den Sorgfaltspflichten gegenüber Kunden) und dem Steuerrecht 
(wie die Berichterstattung im Sinne des FATCA Gesetzes und des CRS Gesetzes, wie 
im Verkaufsprospekt definiert).  
 
Personenbezogene Daten werden in dem Umfang an Dritte weitergegeben, soweit dies 
für legitime Geschäftsinteressen des Fonds erforderlich ist oder aufgrund rechtlichen 
Verpflichtungen, behördlichen Anordnungen oder Gerichtsbeschluss verlangt wird. 
Dies kann eine Weitergabe an Dritte, wie Regierungs- oder Aufsichtsbehörden, ein-
schließlich Steuerbehörden, Wirtschaftsprüfer oder Steuerberater sowie Rechts- und 
Finanzberater einschließen, die diese personenbezogenen Daten für die Durchführung 
ihrer Dienstleistungen und Einhaltung der gesetzlichen und regulatorischen Verpflich-
tungen, wie oben beschrieben, benötigen. 
 
Durch Zeichnung der Anteile des Fonds stimmen die Anleger der hier beschriebenen 
Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten zu, und insbesondere der Übermittlung 
ihrer personenbezogenen Daten durch die oben beschriebenen Parteien, einschließlich 
an Parteien, die in Drittländern (wie z.B. den Vereinigten Staaten von Amerika) ansäs-
sig sind, zu. 
 
Die Verwaltungsgesellschaft und die Verwahrstelle w erden normalerweise keine 
vertraulichen Informationen betreffend den Anleger offen legen. Der Anleger er-
klärt sich damit einverstanden, dass die Verwaltung sgesellschaft und/oder die 
Verwahrstelle Daten betreffend den Investor, die in  dem Zeichnungsantrag gege-
ben oder im Zusammenhang mit der Geschäftsbeziehung  mit dem Fonds 
und/oder seiner Verwaltungsgesellschaft erlangt wur den, zwecks Betreuung und 
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Entwicklung der Geschäftsbeziehung mit dem Investor  speichern, ändern oder 
auf andere Weise verarbeiten können.  
 
Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung 
 
Gemäß den internationalen Regelungen, und den Luxemburger Gesetzen und 
Verordnungen (unter anderem, aber nicht ausschließlich, dem Gesetz vom 12. November 
2004 über die Bekämpfung der Geldwäsche und der Terrorismusfinanzierung, in seiner 
geänderten Fassung) die großherzogliche Verordnung vom 1. Februar 2010, die CSSF-
Verordnung 12-02 vom 14. Dezember 2012 und die CSSF-Rundschreiben über die 
Bekämpfung der Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung sowie alle diesbezüglichen 
Änderungen oder Nachfolgeregelungen, obliegt es allen Finanzdienstleistern zu 
verhindern, dass Organismen für gemeinsame Anlagen zu Zwecken der Geldwäsche und 
der Terrorismusfinanzierung missbraucht werden. Infolge dieser Bestimmungen muss die 
Registerstelle eines Luxemburger Organismus für gemeinsame Anlagen mit Sitz in 
Luxemburg die Identität jedes Antragstellers unter Anwendung der luxemburgischen 
Gesetze und Verordnungen feststellen. Die Verwaltungsgesellschaft sowie ihre 
Beauftragte (z.B. Register- und Transferstelle) kann von einem Antragsteller jedes 
Dokument, das sie für diese Identitätsfeststellung als notwendig erachtet, verlangen. 
Zudem kann die Verwaltungsgesellschaft sowie ihre Beauftragte (z.B. Register- und 
Transferstelle) sämtliche anderen Informationen verlangen, die sie zur Erfüllung der 
anwendbaren gesetzlichen und regulatorischen Bestimmungen, einschließlich, jedoch 
ohne Einschränkung, das CRS-Gesetz und FATCA-Gesetz. 
 
Sollte ein Antragsteller die verlangten Dokumente verspätet oder nicht vorlegen, wird der 
Zeichnungsantrag abgelehnt und in Fällen von Rücknahmeanträgen die Auszahlung des 
Rücknahmepreises verspätet. Die Verwaltungsgesellschaft sowie ihre Beauftragte (z.B. 
Register- und Transferstelle) ist für die verspätete Abwicklung oder den Ausfall einer 
Transaktion nicht verantwortlich, wenn der Antragsteller die Dokumente nicht oder 
unvollständig vorgelegt hat. 
 
Die Investoren können von der Verwaltungsgesellschaft sowie ihre Beauftragte (z.B. 
Register- und Transferstelle) von Zeit zu Zeit im Einklang mit den anwendbaren Gesetzen 
und Bestimmungen betreffend ihrer Pflichten zur kontinuierlichen Überwachung und 
Kontrolle ihrer Kunden aufgefordert werden, zusätzliche oder aktualisierte Dokumente 
betreffend ihrer Identität vorzulegen. 
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HINWEISE FÜR ANLEGER IN DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCHL AND 
 
Bei der in diesem Verkaufsprospekt genannten Zahlstelle können Anteile am Fonds 
gezeichnet, zurückgegeben und umgetauscht werden, nicht jedoch bei der als weitere 
Vertriebsstelle genannten Ampega Investment GmbH. Rücknahmeerlöse, etwaige 
Ausschüttungen und sonstige Zahlungen an die Anteilinhaber erfolgen über die Zahl-
stelle. 
  
Gegenwärtiger Verkaufsprospekt einschließlich Verwaltungsreglement, die „Wesentli-
chen Informationen für den Anleger“, Jahres- und Halbjahresberichte sowie Ausgabe- 
und Rücknahmepreise sind bei der Hauck & Aufhäuser Privatbankiers AG, Kaiserstra-
ße 24, 60311 Frankfurt am Main, Deutschland der Zahl- und Informationsstelle in der 
Bundesrepublik Deutschland, für die Anteilinhaber kostenlos erhältlich. Bei der genann-
ten Stelle können auch die vorstehend unter „Veröffentlichungen“ genannten Verträge 
sowie die Satzung der Verwaltungsgesellschaft eingesehen werden. 
 
ZUSÄTZLICHER RISIKOHINWEIS 
 
BESONDERE RISIKEN DURCH NEUE STEUERLICHE NACHWEISPF LICHTEN FÜR 
DEUTSCHLAND 
 
Die Verwaltungsgesellschaft hat die Richtigkeit der  bekannt gemachten Besteue-
rungsgrundlagen nachzuweisen. Sollten Fehler für di e Vergangenheit erkennbar 
werden, so wird die Korrektur nicht für die Vergang enheit durchgeführt, sondern 
im Rahmen der Bekanntmachung für das laufende Gesch äftsjahr berücksichtigt.  
 
RECHTE DES KÄUFERS ZUM WIDERRUF 
 
Widerrufsbelehrung 
 
Widerrufsrecht 

Kommt der Kauf von Anteilen an offenen Investmentvermögen aufgrund mündlicher 
Verhandlungen außerhalb der ständigen Geschäftsräume desjenigen zustande, der die 
Anteile verkauft oder den Verkauf vermittelt hat, so ist der Käufer berechtigt, seine 
Kauferklärung schriftlich und ohne Angabe von Gründen innerhalb einer Frist von zwei 
Wochen zu widerrufen (z.B. Brief, Fax, E-Mail). Das Widerrufsrecht besteht auch dann, 
wenn derjenige, der die Anteile verkauft oder den Verkauf vermittelt, keine ständigen 
Geschäftsräume hat. Handelt es sich um ein Fernabsatzgeschäft i. S. d. §312b des 
Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB), so ist bei einem Erwerb von Finanzdienstleistun-
gen, deren Preis auf dem Finanzmarkt Schwankungen unterliegt (§312g Abs. 2 S. 1 
Nr. 8 BGB), ein Widerruf ausgeschlossen. 
 
Die Frist zum Widerruf beginnt erst zu laufen, wenn die Durchschrift des Antrags auf 
Vertragsschluss dem Käufer ausgehändigt oder ihm eine Kaufabrechnung übersandt 
worden ist und darin eine Belehrung über das Widerrufsrecht enthalten ist, die den 
Anforderungen des §360 Absatz 1 BGB genügt. Zur Wahrung der Frist genügt die 
rechtzeitige Absendung des Widerrufs. Ist der Fristbeginn streitig, trifft die Beweislast 
den Verkäufer. Der Widerruf ist schriftlich unter Angabe der Person des Erklärenden 
einschließlich dessen Unterschrift zu erklären, wobei eine Begründung nicht erforder-
lich ist. 
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Der Widerruf ist zu richten an 
Ampega Investment GmbH 
Charles-de-Gaulle-Platz 1 
50679 Köln 
Deutschland 
Fax +49 (221) 790 799-729 
Email fonds@talanx.com 
 
Ein Widerrufsrecht besteht nicht, wenn der Verkäufer nachweist, dass entweder der 
Käufer kein Verbraucher im Sinne des §13 BGB ist oder er den Käufer zu den Ver-
handlungen, die zum Kauf der Anteile geführt haben, aufgrund vorhergehender Bestel-
lung gemäß §55 Absatz 1 der Gewerbeordnung aufgesucht hat.  
 

Widerrufsfolgen 

Ist der Widerruf wirksam erfolgt und hat der Käufer bereits Zahlungen geleistet, so sind 
ihm von der Verwaltungsgesellschaft, gegebenenfalls Zug um Zug gegen Rückübertra-
gung der erworbenen Anteile, die bezahlten Kosten und ein Betrag auszuzahlen, der 
dem Wert der bezahlten Anteile am Tage nach dem Eingang der Widerrufserklärung 
entspricht. Auf das Recht zum Widerruf kann nicht verzichtet werden.  
 
Die vorstehenden Ausführungen gelten entsprechend beim Verkauf der Anteile durch 
den Anleger. 
 
Ende der Widerrufsbelehrung  
 
Risikohinweise 
 
Die nachstehenden Risikohinweise geben einen Anhaltspunkt für die mit einer Anlage in 
den Fonds verbundenen Risiken, aus denen sich Verluste (zusätzliche Kosten 
inbegriffen) für den Fonds und die Anleger ergeben können. Potenzielle Anleger sollten 
den gesamten Verkaufsprospekt lesen und sich an ihre Rechts-, Steuer- und 
Finanzberater wenden, bevor sie eine Entscheidung zur Anlage in den Fonds treffen. 
 
Allgemeines: 
Die Vermögensgegenstände, in die der Fonds investiert, enthalten neben den Chancen 
auf Wertsteigerung auch Risiken. So können Wertverluste auftreten, indem der Marktwert 
der Vermögensgegenstände gegenüber dem Einstandspreis fällt. Veräußert der 
Anteilinhaber Anteile des Fonds zu einem Zeitpunkt, in dem die Kurse der in dem Fonds 
befindlichen Vermögensgegenstände gegenüber dem Zeitpunkt seines Anteilerwerbs 
gefallen sind, so erhält er das von ihm in den Fonds investierte Geld nicht oder nicht 
vollständig zurück. Obwohl jeder Fonds stetige Wertzuwächse anstrebt, können diese 
nicht garantiert werden. Das Risiko des Anteilinhabers ist jedoch auf die angelegte 
Summe beschränkt.  
 
Performancerisiko: 
Eine positive Wertentwicklung kann mangels einer Garantie nicht zugesagt werden. 
Ferner können für den Fonds erworbene Vermögensgegenstände eine andere 
Wertentwicklung erfahren, als beim Erwerb zu erwarten war. 
 
Marktrisiko: 
Die Kurs- oder Marktwertentwicklung von Finanzprodukten hängt insbesondere von der 
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Entwicklung der Kapitalmärkte ab, die wiederum von der allgemeinen Lage der 
Weltwirtschaft sowie den wirtschaftlichen und politischen Rahmenbedingungen in den 
jeweiligen Ländern beeinflusst wird. Auf die allgemeine Kursentwicklung insbesondere an 
einer Börse können auch irrationale Faktoren wie Stimmungen, Meinungen und Gerüchte 
einwirken. 
 
Konzentrationsrisiko: 
Weitere Risiken können dadurch entstehen, dass eine Konzentration der Anlage in 
bestimmte Vermögensgegenstände oder Märkte erfolgt. Dann ist der Fonds von der 
Entwicklung dieser Vermögensgegenstände oder Märkte besonders stark abhängig. 
 
Ausstellerrisiko: 
Durch den Ausfall eines Ausstellers oder Kontrahenten können Verluste für den Fonds 
entstehen. Das Ausstellerrisiko beschreibt die Auswirkung der besonderen Entwicklungen 
des jeweiligen Ausstellers, die neben den allgemeinen Tendenzen der Kapitalmärkte auf 
den Kurs eines Wertpapiers einwirken. Auch bei sorgfältiger Auswahl der Wertpapiere 
kann nicht ausgeschlossen werden, dass Verluste durch Vermögensverfall von 
Ausstellern eintreten.  
 
Kontrahentenrisiko: 
Für den Fonds können sich im Rahmen einer Vertragsbindung mit einer anderen Partei 
(sogenannte Gegenpartei oder Kontrahent) Risiken ergeben. Dabei besteht das Risiko, 
dass der Vertragspartner seinen Verpflichtungen aus dem Vertrag nicht mehr 
nachkommen kann. Diese Risiken können die Wertentwicklung des Fonds 
beeinträchtigen und sich damit auch nachteilig auf den Anteilwert und das vom Anleger 
investierte Kapital auswirken. 
 
Bei Abschluss von OTC-Geschäften („Over-the-Counter“) kann der Fonds Risiken in 
Bezug auf die Bonität seiner Kontrahenten und deren Fähigkeit, die Bedingungen dieser 
Verträge zu erfüllen, ausgesetzt sein. So kann der Fonds beispielsweise Termin-, 
Options- und Swap-Geschäfte tätigen oder andere derivative Techniken, wie zum Beispiel 
Total Return Swaps einsetzen, bei denen der Fonds jeweils dem Risiko unterliegt, dass 
der Kontrahent seine Verpflichtungen aus dem jeweiligen Kontrakt nicht erfüllt. 
 
Im Falle des Konkurses oder der Insolvenz eines Kontrahenten, kann der Fonds durch 
Verzug bei der Liquidation der Positionen signifikante Verluste erleiden, dazu gehört der 
Wertverlust der Investitionen während der Fonds seine Rechte einklagt. Es besteht 
ebenso die Möglichkeit, dass der Einsatz der vereinbarten Techniken zum Beispiel durch 
Konkurs, Illegalität, oder Gesetzesänderungen im Vergleich mit denen, die zum Zeitpunkt 
des Abschlusses der Vereinbarungen in Kraft waren, beendet werden.  
 
Fonds können unter anderem Transaktionen auf OTC- und Interdealer-Märkten eingehen. 
Die Teilnehmer an diesen Märkten unterliegen typischerweise keiner Finanzaufsicht so 
wie die Teilnehmer regulierter Märkte. Ein Fonds der in Swaps, Total Return Swaps, 
Derivate, synthetische Instrumente oder andere OTC-Transaktionen auf diesen Märkten 
investiert, trägt das Kreditrisiko des Kontrahenten und unterliegt auch dessen 
Ausfallrisiko. Diese Risiken können sich wesentlich von denen bei Transaktionen auf 
regulierten Märkten unterscheiden, denn letztere werden durch Garantien, täglicher Mark-
to-market-Bewertung, täglichem Settlement und entsprechender Segregierung sowie 
Mindestkapitalanforderungen abgesichert. Transaktionen, die direkt zwischen zwei 
Kontrahenten abgeschlossen werden, profitieren grundsätzlich nicht von diesem Schutz.  
 
Der Fonds unterliegt zudem dem Risiko, dass der Kontrahent die Transaktion nicht wie 
vereinbart ausführt, aufgrund einer Unstimmigkeit bzgl. der Vertragsbedingungen 
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(unerheblich ob gutgläubig oder nicht) oder aufgrund eines Kredit- oder 
Liquiditätsproblems. Dies kann zu Verlusten bei dem jeweiligen Fonds führen. Dieses 
Kontrahentenrisiko steigt bei Verträgen mit längerem Fälligkeitszeitraum, da 
Vorkommnisse die Einigung verhindern können, oder wenn der Fonds seine 
Transaktionen auf einen einzigen Kontrahenten oder eine kleine Gruppe von 
Kontrahenten ausgerichtet hat.  
 
Beim Ausfall der Gegenseite kann der Fonds während der Vornahme von 
Ersatztransaktionen Gegenstand von gegenläufigen Marktbewegungen werden. Der 
Fonds kann mit jedwedem Kontrahenten eine Transaktion abschließen. Er kann auch 
unbeschränkt viele Transaktionen nur mit einem Kontrahenten abschließen. Die 
Möglichkeit des Fonds mit jedwedem Kontrahenten Transaktionen abzuschließen, das 
Fehlen von aussagekräftiger und unabhängiger Evaluation der finanziellen Eigenschaften 
des Kontrahenten sowie das Fehlen eines regulierten Marktes für den Abschluss von 
Einigungen, können das Verlustpotential des Fonds erhöhen. 
 
Kreditrisiko: 
Anleger sollten sich darüber im Klaren sein, dass eine solche Anlage Kreditrisiken bergen 
kann. Anleihen oder Schuldtitel bergen ein Kreditrisiko in Bezug auf den Emittenten, für 
das das Bonitätsrating des Emittenten als Messgröße dienen kann. Anleihen oder 
Schuldtitel, die von Emittenten mit einem schlechteren Rating begeben werden, werden in 
der Regel als Wertpapiere mit einem höheren Kreditrisiko und mit einer höheren 
Ausfallwahrscheinlichkeit des Emittenten angesehen als solche Papiere, die von 
Emittenten mit einem besseren Rating begeben werden. Gerät ein Emittent von Anleihen 
bzw. Schuldtiteln in finanzielle oder wirtschaftliche Schwierigkeiten, so kann sich dies auf 
den Wert der Anleihen bzw. Schuldtitel (dieser kann bis auf Null sinken) und die auf diese 
Anleihen bzw. Schuldtitel geleisteten Zahlungen auswirken (diese können bis auf Null 
sinken). Ferner sind einige Anleihen oder Schuldtitel in der Finanzstruktur eines 
Emittenten als nachrangig eingestuft. Bei finanziellen Schwierigkeiten kann es daher zu 
schweren Verlusten kommen. Zugleich ist die Wahrscheinlichkeit, dass der Emittent diese 
Verpflichtungen erfüllt, geringer als bei anderen Anleihen oder Schuldtiteln. Dies 
wiederum zieht eine hohe Preisvolatilität dieser Instrumente nach sich.  
 
Risiken im Zusammenhang mit dem Empfang von Sicherheiten: 
Der Fonds erhält für Derivategeschäfte, Wertpapier-Darlehens- und Pensionsgeschäfte 
Sicherheiten. Derivate, verliehene Wertpapiere oder in Pension gegebene Wertpapiere 
können im Wert steigen. Die gestellten Sicherheiten könnten dann nicht mehr ausreichen, 
um den Lieferungs- bzw. Rückübertragungsanspruch des Fonds gegenüber dem 
Kontrahenten in voller Höhe abzudecken. 
 
Der Fonds kann Barsicherheiten auf Sperrkonten, in Staatsanleihen hoher Qualität 
(unabhängig von ihrer Restlaufzeit) oder in Geldmarktfonds mit kurzer Laufzeitstruktur 
anlegen. Das Kreditinstitut, bei dem Bankguthaben verwahrt werden, kann jedoch 
ausfallen. Staatsanleihen und Geldmarktfonds können sich negativ entwickeln. Bei 
Beendigung des Geschäfts könnten die angelegten Sicherheiten nicht mehr in voller 
Höhe verfügbar sein, obwohl sie von dem Fonds in der ursprünglich gewährten Höhe 
wieder zurück gewährt werden müssen. Der Fonds kann dann verpflichtet sein, die 
Sicherheiten auf den gewährten Betrag aufzustocken und somit den durch die Anlage 
erlittenen Verlust auszugleichen. 
 
Risiken im Zusammenhang mit der Verwaltung von Sicherheiten: 
Der Fonds erhält für Derivategeschäfte, Wertpapier-Darlehens- und Pensionsgeschäfte 
Sicherheiten. Die Verwaltung dieser Sicherheiten erfordert den Einsatz von Systemen 
und die Definition bestimmter Prozesse. Aus dem Versagen dieser Prozesse sowie aus 
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menschlichem oder Systemversagen bei der Verwaltungsgesellschaft oder externen 
Dritten im Zusammenhang mit der Verwaltung der Sicherheiten kann sich das Risiko 
ergeben, dass die Sicherheiten an Wert verlieren und nicht mehr ausreichen könnten, um 
den Lieferungs- bzw. Rückübertragungsanspruch dem Fonds gegenüber dem 
Kontrahenten in voller Höhe abzudecken. 
 
Risiko im Zusammenhang mit dem Einsatz von Wertpapierleih- und Pensionsgeschäften: 
Fällt der Kontrahent eines Wertpapierleih- oder Pensionsgeschäfts aus, kann der Fonds 
einen Verlust in der Weise erleiden, dass die Erträge aus dem Verkauf der vom Fonds im 
Zusammenhang mit dem Wertpapierleih- oder Pensionsgeschäft gehaltenen Sicherheiten 
geringer als die überlassenen Wertpapiere sind. Außerdem kann der Fonds durch den 
Konkurs oder entsprechend ähnliche Verfahren gegen den Kontrahenten des 
Wertpapierleih- oder Pensionsgeschäfts oder jeglicher anderer Art der Nichterfüllung der 
Rückgabe der Wertpapiere, Verluste erleiden, z. B. Zinsverlust oder Verlust des 
jeweiligen Wertpapieres sowie Verzugs- und Vollstreckungskosten in Bezug auf das 
Wertpapierleih- oder Pensionsgeschäft. Es ist davon auszugehen, dass der Einsatz von 
Erwerb mit Rückkaufoption oder einer umgekehrten Rückkaufvereinbarung und 
Wertpapierleihvereinbarung keinen wesentlichen Einfluss auf die Performance des Fonds 
hat. Der Einsatz kann aber einen signifikanten Effekt, entweder positiv oder negativ, auf 
den Nettoinventarwert des Fonds haben. 
 
Adressenausfallrisiko: 
Durch den Ausfall eines Ausstellers oder Kontrahenten können Verluste für den Fonds 
entstehen. Das Ausstellerrisiko beschreibt die Auswirkung der besonderen Entwicklungen 
des jeweiligen Ausstellers, die neben den allgemeinen Tendenzen der Kapitalmärkte auf 
den Kurs eines Wertpapiers einwirken. Auch bei sorgfältiger Auswahl der Wertpapiere 
kann nicht ausgeschlossen werden, dass Verluste durch Vermögensverfall von Ausstel-
lern eintreten. Das Kontrahentenrisiko beinhaltet das Risiko der Partei eines gegenseiti-
gen Vertrages, mit der eigenen Forderung teilweise oder vollständig auszufallen. Dies gilt 
für alle Verträge, die für Rechnung des Fonds geschlossen werden. 
 
Rechtliche und politische Risiken: 
Für den Fonds dürfen Investitionen in Rechtsordnungen getätigt werden, bei denen 
Luxemburger Recht keine Anwendung findet beziehungsweise im Fall von Rechtsstrei-
tigkeiten der Gerichtsstand außerhalb Luxemburgs belegen ist. Hieraus resultierende 
Rechte und Pflichten der Verwaltungsgesellschaft für Rechnung des Fonds können 
von denen in Luxemburg zum Nachteil des Fonds beziehungsweise des Anlegers ab-
weichen.  
 
Politische oder rechtliche Entwicklungen einschließlich der Änderungen von rechtlichen 
Rahmenbedingungen in diesen Rechtsordnungen, können von der Verwaltungsgesell-
schaft nicht oder zu spät erkannt werden oder zu Beschränkungen hinsichtlich erwerbba-
rer oder bereits erworbener Vermögensgegenstände führen. Diese Folgen können auch 
entstehen, wenn sich die rechtlichen Rahmenbedingungen für den Fonds und/oder die 
Verwaltung des Fonds in Luxemburg ändern. 
 
Operationelles Risiko: 
Für den Fonds kann ein Verlustrisiko bestehen, das sich beispielsweise aus unzureichen-
den internen Prozessen sowie aus menschlichem oder Systemversagen bei der Verwal-
tungsgesellschaft oder externen Dritten ergeben kann. Diese Risiken können die Wert-
entwicklung des Fonds beeinträchtigen und sich damit auch nachteilig auf den Anteilwert 
und auf das vom Anleger investierte Kapital auswirken. 
 
Wahrung der Rechte der Anteilinhaber 
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Die Verwaltungsgesellschaft weist die Anteilinhaber auf die Tatsache hin, dass jeglicher 
Anteilinhaber seine Rechte in ihrer Gesamtheit unmittelbar gegen die 
Verwaltungsgesellschaft, welche für den Fonds handelt, nur dann geltend machen kann, 
wenn der Anteilinhaber selbst und mit seinem eigenen Namen im Anteilinhaberregister 
des Fonds eingeschrieben ist. In den Fällen, in denen ein Anteilinhaber über einen 
Intermediär in einen Fonds investiert hat, der die Anlage in seinem Namen aber im 
Auftrag des Investors tätigt, können nicht unbedingt alle Anteilinhaberrechte unmittelbar 
durch den Anteilinhaber gegen die Verwaltungsgesellschaft, welche für den Fonds 
handelt, geltend gemacht werden. Anteilinhabern wird geraten, sich über ihre Rechte zu 
informieren. 
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Verwaltungsreglement  
_____________________________________________________________________ 
 
Dieses Verwaltungsreglements, das in der Fassung vom [30. Juni] 2018 beim Handels-
register in Luxemburg hinterlegt wurde und dessen Hinterlegung im RESA vom [.] 2018 
veröffentlicht wurde, legt allgemeine Grundsätze für den von der Verwaltungsgesell-
schaft gemäß Teil I des Gesetzes von 2010 in der Form eines „fonds commun de 
placement“ aufgelegten und verwalteten Fonds namens Multi Leaders Fund Defensive 
Return fest. Die spezifischen Charakteristika der Fonds werden im Verkaufsprospekt 
beschrieben, in dem ergänzende Regelungen zu einzelnen Bestimmungen des Verwal-
tungsreglements getroffen werden können. 
 
Artikel 1  Grundlagen 
 
1. Der Fonds ist ein rechtlich unselbständiges Sondervermögen („Fonds commun de 

placement“), bestehend aus Wertpapieren und sonstigen zulässigen Vermögens-
werten, das unter Beachtung des Grundsatzes der Risikostreuung verwaltet wird. 
Das Netto-Fondsvermögen beträgt mindestens den Gegenwert von 1.250.000,- 
Euro . Der Fonds wird von der Verwaltungsgesellschaft verwaltet. Die im Fonds-
vermögen befindlichen Vermögenswerte werden von der Verwahrstelle verwahrt. 

  
2.  Die Anteilinhaber sind an dem Fondsvermögen in Höhe ihrer Anteile beteiligt. 
 
3. Mit dem Anteilerwerb erkennt der Anteilinhaber das Verwaltungsreglement in sei-

ner Gesamtheit sowie dessen genehmigte und veröffentlichte Änderungen an. 
 
4.  Die jeweils gültige Fassung sowie sämtliche Änderungen werden beim Handelsre-

gister in Luxemburg hinterlegt und ein Verweis auf diese Hinterlegung wird im RESA 
veröffentlicht. 

 
Artikel 2  Verwahrstelle und Hauptzahlstelle 
 

Die Verwahrstelle des Fonds ist die Hauck & Aufhäuser Privatbankiers AG, Nieder-
lassung Luxemburg eine Niederlassung der Hauck & Aufhäuser Privatbankiers AG, 
Kaiserstr. 24, D-60311 Frankfurt am Main. Sowohl Hauck & Aufhäuser Privatbanki-
ers AG als auch ihre Niederlassung in Luxemburg werden durch die Bundesanstalt 
für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) beaufsichtigt. Zusätzlich unterliegt die 
Hauck & Aufhäuser Privatbankiers AG, Niederlassung Luxemburg in einzelnen Be-
reiche der Aufsicht der Commission de Surveillance du Secteur Financier (CSSF). 

 
Alle Aufgaben und Pflichten der Verwahrstelle werden durch die Niederlassung 
ausgeübt gemäß dem Gesetz von 2010 und dessen Umsetzung, dem Verwahrstel-
lenvertrag und dem Verkaufsprospekt (einschließlich Verwaltungsreglement).  

 
2. Bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben handelt die Verwahrstelle ehrlich, redlich, 

professionell, unabhängig von der Verwaltungsgesellschaft und ausschließlich im In-
teresse des Fonds und seiner Anteilinhaber. 

 
3. Die Verwahrstelle verwahrt bzw. überwacht sämtliche Vermögenswerte des Fonds.  
 

Für die Verwahrung der Vermögenswerte gleich welcher Art kann die Verwahrstelle 
Unterverwahrer ernennen, um den Bedingungen des Gesetzes von 2010 zu ent-
sprechen. Die Haftung der Verwahrstelle gegenüber der Verwaltungsgesellschaft 
bleibt von der Beauftragung eines Unterverwahrers unberührt. 
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5. Die Verwahrstelle ist an Weisungen der Verwaltungsgesellschaft gebunden, sofern 

diese nicht dem Gesetz, dem Verwaltungsreglement oder dem jeweils gültigen Ver-
kaufsprospekt des Fonds widersprechen. 

 
6. Die Verwahrstelle ist jederzeit dazu berechtigt, ihre Verwahrstellenfunktion gemäß 

den vertraglichen Bedingungen zu kündigen. In diesem Falle ist die Verwaltungsge-
sellschaft verpflichtet, den Fonds gemäß Artikel 12 dieses Verwaltungsreglements 
aufzulösen oder innerhalb von zwei Monaten mit Genehmigung der zuständigen 
Aufsichtsbehörde eine neue Verwahrstelle zu bestellen. Bis zur Bestellung einer 
neuen Verwahrstelle wird die bisherige Verwahrstelle ihren gesetzlichen Pflichten 
und Funktionen gemäß dem Verwaltungsreglement vollumfänglich nachkommen. 

 
Die Verwaltungsgesellschaft ist ebenfalls jederzeit dazu berechtigt, die Verwahrstel-
lenbestellung im Einklang mit dem jeweiligen Verwahrstellenvertrag zu kündigen. 
Eine derartige Kündigung hat notwendigerweise die Auflösung des Fonds gemäß 
Artikel 12 dieses Verwaltungsreglements zur Folge, sofern die Verwaltungsgesell-
schaft nicht nach Ende der schriftlichen Voranzeigefrist eine andere Verwahrstelle 
mit Genehmigung der zuständigen Aufsichtsbehörde zur Verwahrstelle bestellt hat, 
welche die gesetzlichen Funktionen der vorherigen Verwahrstelle übernimmt. 

 
Artikel 3  Fondsverwaltung 
 
1. Verwaltungsgesellschaft ist die Ampega Investment GmbH. 
 
2. Die Verwaltungsgesellschaft verwaltet den Fonds im eigenen Namen, jedoch aus-

schließlich im Interesse und für gemeinschaftliche Rechnung der Anteilinhaber. Die 
Verwaltungsbefugnis erstreckt sich auf die Ausübung aller Rechte, welche unmittel-
bar oder mittelbar mit den Vermögenswerten des Fonds zusammenhängen. 

 
3. Die Anlagepolitik des Fonds wird unter Berücksichtigung der gesetzlichen und ver-

traglichen Anlagebeschränkungen festgelegt. Die Geschäftsführung der Verwal-
tungsgesellschaft kann eines oder mehrere seiner Mitglieder mit der Ausführung 
der täglichen Anlagepolitik betrauen. Er kann unter eigener Verantwortung und 
Kontrolle sowie auf Kosten des Fonds die Ausführung der täglichen Anlagepolitik 
auch an Dritte auslagern, soweit diese für die Zwecke der Vermögensverwaltung 
zugelassen oder eingetragen sind und einer Aufsichtsbehörde unterliegen. Sofern 
die Ausführung der täglichen Anlagepolitik an Dritte ausgelagert wird, findet dies 
Erwähnung im Verkaufsprospekt des Fonds. Ferner wird die Verwaltungsgesell-
schaft sich vergewissern, dass die Dritten die notwendigen Maßnahmen zur Einhal-
tung aller Anforderungen an Organisation und Vermeidung von Interessenskonflik-
ten wie sie in den anwendbaren Luxemburger Gesetzen und Verordnungen festge-
legt sind, getroffen haben und die Einhaltung dieser Anforderungen überwachen. 

 
4. Die Verwaltungsgesellschaft kann unter eigener Verantwortung Anlageberater hin-

zuziehen und insbesondere sich durch einen Anlageausschuss beraten lassen. Die 
Kosten hierfür können gemäß den Bestimmungen dieses Verwaltungsreglements 
dem Fonds belastet werden. 
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Artikel 4 Richtlinien der Anlagepolitik  
 
1. Generelles 
Die Anlageziele und die spezifische Anlagepolitik des Fonds werden auf der Grundlage 
der nachfolgenden Richtlinien im Verkaufsprospekt festgelegt. Das Verkaufsprospekt 
kann vorsehen, dass verschiedene hier erwähnte Anlagemöglichkeiten auf den Fonds 
nicht angewendet werden und/oder zusätzliche Richtlinien aufführen.  
 
2. Vermögenswerte mit Anlagecharakter 
Die Verwaltungsgesellschaft wird das Vermögen des Fonds grundsätzlich anlegen in: 

 
a) Wertpapieren und Geldmarktinstrumenten, die an einem Geregelten Markt no-

tiert oder gehandelt werden; 
 
b) Wertpapieren und Geldmarktinstrumenten, die an einem anderen Markt eines 

Mitgliedstaats der Europäischen Union gehandelt werden, der anerkannt, gere-
gelt, für das Publikum offen und dessen Funktionsweise ordnungsgemäß ist; 

 
c) Wertpapieren und Geldmarktinstrumenten, die an einer Wertpapierbörse eines 

Drittstaates zur amtlichen Notierung zugelassen sind oder dort an einem ande-
ren geregelten Markt gehandelt werden, der anerkannt, für das Publikum offen 
und dessen Funktionsweise ordnungsgemäß ist;  

 
d) Wertpapieren und Geldmarktinstrumenten aus Neuemissionen, sofern die 

Emissionsbedingungen die Verpflichtung enthalten, dass die Zulassung zum 
Handel an einem Geregelten Markt im Sinne der vorstehend unter Nr. 2. a) bis 
c) genannten Bestimmungen beantragt wird und die Zulassung spätestens vor 
Ablauf eines Jahres nach der Ausgabe erlangt wird; 

 
e) Anteilen von nach der OGAW Richtlinie zugelassenen OGAW und /oder ande-

ren OGA im Sinne von Artikel 1 Absatz 2 a) und b) der OGAW Richtlinie mit 
Sitz in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder einem Drittstaat, so-
fern  

 
- diese anderen OGA nach Rechtsvorschriften zugelassen wurden, die sie 

einer behördlichen Aufsicht unterstellen, welche nach Auffassung der CSSF 
derjenigen nach dem Unionsrecht gleichwertig ist, und ausreichende Ge-
währ für die Zusammenarbeit zwischen den Behörden besteht; 

- das Schutzniveau der Anteilinhaber der anderen OGA dem Schutzniveau 
der Anteilinhaber eines OGAW gleichwertig ist und insbesondere die Vor-
schriften für die getrennte Verwahrung des Fondsvermögens, die Kreditauf-
nahme, die Kreditgewährung und Leerverkäufe von Wertpapieren und 
Geldmarktinstrumenten den Anforderungen der OGAW Richtlinie gleichwer-
tig sind; 

- die Geschäftstätigkeit der anderen OGA Gegenstand von Jahres- und Halb-
jahresberichten ist, die es erlauben, sich ein Urteil über das Vermögen und 
die Verbindlichkeiten, die Erträge und die Transaktionen im Berichtszeit-
raum zu bilden; 

- der OGAW oder dieser andere OGA, dessen Anteile erworben werden sol-
len, nach seinen Gründungsunterlagen insgesamt höchstens 10% seines 
Vermögens in Anteilen anderer OGAW oder anderer OGA anlegen darf; 

 
f)  Sichteinlagen oder kündbare Einlagen mit einer Laufzeit von höchstens 12 Mo-

naten bei Kreditinstituten, sofern das betreffende Kreditinstitut seinen Sitz in ei-
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nem Mitgliedstaat der Europäischen Union hat oder, falls der Sitz des Kreditin-
stituts sich in einem Drittstaat befindet, es Aufsichtsbestimmungen unterliegt, 
die nach Auffassung der CSSF denjenigen des Unionsrecht gleichwertig sind; 

 
g) Derivate, d.h. insbesondere Optionen und Futures sowie Tauschgeschäfte, ein-

schließlich gleichwertiger bar abgerechneter Instrumente, die an einem der un-
ter den Buchstaben a), b) und c) bezeichneten geregelten Märkte gehandelt 
werden, und /oder OTC-Derivate, die nicht an einer Börse gehandelt werden, 
sofern 

 
- es sich bei den Basiswerten um Instrumente im Sinne von Nr. 2 a) bis h), 

um Finanzindizes, Zinssätze, Wechselkurse oder Währungen handelt, in die 
der Fonds gemäß seinen Anlagezielen investieren darf; 

- die Gegenparteien bei Geschäften mit OTC-Derivaten einer behördlichen 
Aufsicht unterliegende Institute der Kategorien sind, die von der CSSF zu-
gelassen wurden und  

- die OTC-Derivate einer zuverlässigen und überprüfbaren Bewertung auf 
Tagesbasis unterliegen und jederzeit auf Initiative des jeweiligen Fonds zum 
angemessenen Zeitwert veräußert, liquidiert oder durch ein Gegengeschäft 
glattgestellt werden können;  

 
h)  Geldmarktinstrumenten, die nicht auf einem Geregelten Markt gehandelt wer-

den und nicht unter die vorstehend genannte Definition fallen, sofern die Emis-
sion oder der Emittent dieser Instrumente selbst Vorschriften über den Einla-
gen- und den Anlegerschutz unterliegt, und vorausgesetzt sie werden 

 
- von einer zentralstaatlichen, regionalen oder lokalen Körperschaft oder der 

Zentralbank eines Mitgliedstaats, der Europäischen Zentralbank, der Euro-
päischen Union oder der Europäischen Investitionsbank, einem Drittstaat 
oder, im Falle eines Bundesstaates, einem Gliedstaat der Föderation oder 
von internationalen Organismen öffentlich-rechtlichen Charakters, denen 
mindestens ein Mitgliedstaat der Europäischen Union angehört, begeben 
oder garantiert oder  

- von einem Unternehmen begeben, dessen Wertpapiere auf den unter den 
vorstehenden Buchstaben a), b) und c) bezeichneten Geregelten Märkten 
gehandelt werden, oder  

- von einem Institut, das gemäß den im Unionsrecht festgelegten Kriterien ei-
ner behördlichen Aufsicht unterstellt ist, oder einem Institut, das Aufsichts-
bestimmungen, die nach Auffassung der CSSF mindestens so streng sind, 
wie die des Unionsrecht, unterliegt und diese einhält, begeben oder garan-
tiert, oder 

- von anderen Emittenten begeben, die einer Kategorie angehören, die von 
der CSSF zugelassen wurde, sofern für Anlagen in diesen Instrumenten 
Vorschriften für den Anlegerschutz gelten, die denen des ersten, des zwei-
ten oder des dritten Gedankenstrichs gleichwertig sind und sofern es sich 
bei dem Emittenten entweder um ein Unternehmen mit einem Eigenkapital 
von mindestens zehn Millionen Euro (10.000.000 Euro), das seinen Jahres-
abschluss nach den Vorschriften der vierten Richtlinie 78/660/EWG des Ra-
tes vom 25. Juli 1978 im Zusammenhang mit dem Jahresabschluss von 
Gesellschaften bestimmter Rechtsformen (in ihrer abgeänderten und er-
gänzten Form) erstellt und veröffentlicht, oder um einen Rechtsträger, der 
innerhalb einer eine oder mehrere börsennotierte Gesellschaften umfas-
senden Unternehmensgruppe für die Finanzierung dieser Gruppe zuständig 
ist, oder um einen Rechtsträger handelt, der die wertpapiermäßige Unterle-
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gung von Verbindlichkeiten durch Nutzung einer von einer Bank eingeräum-
ten Kreditlinie finanzieren soll.  

 
3. Sonstige Vermögenswerte 
 
 Der Fonds kann daneben: 

 
a) bis zu 10% seines Netto-Fondsvermögens in anderen als den unter Nr. 1. ge-

nannten Wertpapieren und Geldmarktinstrumenten anlegen; 
 

b) bis zu 49% des Netto-Fondsvermögens flüssige Mittel und ähnliche Vermö-
genswerte halten, in besonderen Ausnahmefällen vorübergehend auch bis zu 
75%, wenn und soweit dies im Interesse der Anteilinhaber geboten erscheint; 
 

c) Kredite für kurze Zeit bis zu einem Gegenwert von 10% seines Netto-
Fondsvermögens aufnehmen; Deckungsgeschäfte im Zusammenhang mit dem 
Verkauf von Optionen oder dem Erwerb oder Verkauf von Terminkontrakten 
und Futures gelten nicht als Kreditaufnahme im Sinne dieser Anlagebeschrän-
kung;   

 
d) Devisen im Rahmen eines „Back-to-back“-Darlehens erwerben. 
 

4. Risikostreuung   
 
a) Der Fonds darf höchstens 10% seines Netto-Fondsvermögens in Wertpapieren 

oder Geldmarktinstrumenten ein und desselben Emittenten anlegen. Er darf 
höchstens 20% seines Netto-Fondsvermögens in Einlagen bei ein und dersel-
ben Einrichtung anlegen. Das Ausfallrisiko der Gegenpartei bei Geschäften ei-
nes Fonds mit OTC-Derivaten darf 10% seines Netto-Fondsvermögens nicht 
überschreiten, sofern die Gegenpartei ein Kreditinstitut im Sinne von Nr. 2. f) 
ist. Für andere Fälle beträgt die Grenze maximal 5% des Netto-
Fondsvermögens.  

 
b) Der Gesamtwert der Wertpapiere und Geldmarktinstrumente von Emittenten, 

bei denen der Fonds jeweils mehr als 5% seines Netto-Fondsvermögens an-
legt, darf 40% des Wertes seines Netto-Fondsvermögens nicht überschreiten. 
Diese Begrenzung findet keine Anwendung auf Einlagen und Geschäfte mit 
OTC-Derivaten, die mit Finanzinstituten getätigt werden, welche einer behördli-
chen Aufsicht unterliegen.  

 
 Ungeachtet der einzelnen in Nr. 4. a) genannten Obergrenzen darf der Fonds 

bei ein und derselben Einrichtung höchstens 20% seines Netto-
Fondsvermögens anlegen in einer Kombination aus  

 
- von dieser Einrichtung begebenen Wertpapieren oder Geldmarktinstrumen-

ten, 
 
- bei derselben Einrichtung getätigten Einlagen und/oder 
 
- der mit dieser Einrichtung gehandelten OTC-Derivate. 

 
c)  Die in Nr. 4. a) Satz 1 genannte Obergrenze beträgt höchstens 35%, wenn die 

Wertpapiere oder Geldmarktinstrumente von einem Mitgliedstaat der Europäi-
schen Union oder seinen Gebietskörperschaften, von einem Drittstaat oder von 
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internationalen Organismen öffentlich-rechtlichen Charakters, denen mindes-
tens ein Mitgliedstaat der Europäischen Union angehört, begeben werden oder 
garantiert sind.  
 
Unbeschadet der Bestimmungen unter Nr. 3. a) und b), darf ein Fonds, nach 
dem Grundsatz der Risikostreuung, bis zu 100% seines Netto-Fondsvermögens 
in Wertpapieren und Geldmarktinstrumenten verschiedener Emissionen anle-
gen, die von einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder seinen Gebiets-
körperschaften oder von einem Drittstaat oder von internationalen Organismen 
öffentlich-rechtlichen Charakters, denen ein oder mehrere Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union angehören, begeben oder garantiert werden, vorausge-
setzt, dass (i) solche Wertpapiere im Rahmen von mindestens sechs (6) ver-
schiedenen Emissionen begeben worden sind und (ii) in Wertpapieren aus ein 
und derselben Emission nicht mehr als 30% des Netto-Fondsvermögens ange-
legt werden. 
 

 
d) Die in Nr. 4. a) Satz 1 genannte Obergrenze beträgt höchstens 25% für be-

stimmte Schuldverschreibungen, wenn diese von einem Kreditinstitut mit Sitz in 
einem Mitgliedstaat der Europäischen Union begeben werden, das aufgrund 
gesetzlicher Vorschriften zum Schutz der Inhaber dieser Schuldverschreibun-
gen einer besonderen behördlichen Aufsicht unterliegt. Insbesondere müssen 
die Erträge aus der Emission dieser Schuldverschreibungen gemäß den ge-
setzlichen Vorschriften in Vermögenswerten angelegt werden, die während der 
gesamten Laufzeit der Schuldverschreibungen die sich daraus ergebenden 
Verbindlichkeiten ausreichend decken und vorrangig für die bei Ausfall des 
Emittenten fällig werdende Rückzahlung des Kapitals und die Zahlung der Zin-
sen bestimmt sind.  

 
 Legt der Fonds mehr als 5% seines Netto-Fondsvermögens in Schuldver-

schreibungen im Sinne des vorstehenden Unterabsatzes an, die von ein und 
demselben Emittenten begeben werden, so darf der Gesamtwert dieser Anla-
gen 80% des Wertes des Nettovermögens nicht überschreiten. 

 
e) Die in Nr. 4. c) und d) genannten Wertpapiere und Geldmarktinstrumente wer-

den bei der Anwendung der in Nr. 4. b) vorgesehenen Anlagegrenze von 40% 
nicht berücksichtigt.  

 
Die in Nr. 4. a), b), c) und d) genannten Grenzen dürfen nicht kumuliert werden; 
daher dürfen gemäß Nr. 4. a), b), c) und d) getätigte Anlagen in Wertpapieren 
oder Geldmarktinstrumente ein und desselben Emittenten oder in Einlagen bei 
diesem Emittenten sowie in Derivaten desselben 35% des Netto-
Fondsvermögens des Fonds nicht übersteigen.  
 
Gesellschaften, die im Hinblick auf die Erstellung eines konsolidierten Ab-
schlusses im Sinne der Richtlinie 83/349/EWG oder nach den anerkannten in-
ternationalen Rechnungslegungsvorschriften derselben Unternehmensgruppe 
angehören, sind bei der Berechnung der in Ziffern a) bis e) vorgesehenen An-
lagegrenzen als ein einziger Emittent anzusehen.  
 
Ein Fonds darf kumulativ bis zu 20% seines Netto-Fondsvermögens in Wertpa-
pieren und Geldmarktinstrumenten ein und derselben Unternehmensgruppe an-
legen.  
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f) Unbeschadet der in nachfolgender Nr. 4. j), k) und l) festgelegten Anlagegren-
zen betragen die in Nr. 4. a) bis e) genannten Obergrenzen für Anlagen in Ak-
tien und/oder Schuldtiteln ein und desselben Emittenten höchstens 20%, wenn 
es Ziel der Anlagestrategie des Fonds ist, einen bestimmten, von der CSSF an-
erkannten Aktien- oder Schuldtitelindex nachzubilden. Voraussetzung hierfür 
ist, dass 

 
- die Zusammensetzung des Index hinreichend diversifiziert ist; 
- der Index eine adäquate Bezugsgrundlage für den Markt darstellt, auf den 

er sich bezieht; 
- der Index in angemessener Weise veröffentlicht wird. 

 
g) Die in Nr. 4. f) festgelegte Grenze beträgt 35%, sofern dies aufgrund außerge-

wöhnlicher Marktbedingungen gerechtfertigt ist, insbesondere an geregelten 
Märkten, an denen bestimmte Wertpapiere oder Geldmarktinstrumente stark 
dominieren. Eine Anlage bis zu dieser Obergrenze ist nur bei einem einzigen 
Emittenten möglich. 

 
h) Der Fonds darf Anteile anderer OGAW und/oder anderer OGA im Sinne von Nr. 

2. e) erwerben, sofern er nicht mehr als 20% seines Netto-Fondsvermögens in 
ein und demselben OGAW oder einem anderen OGA anlegt.  

 
 Bei der Anwendung dieser Anlagegrenze ist jeder Teilfonds eines Umbrella-

Fonds im Sinne von Artikel 181 des Gesetzes von 2010 wie ein eigenständiger 
Emittent zu betrachten, vorausgesetzt, es ist sichergestellt, dass das Prinzip 
der Einzelhaftung pro Teilfonds im Hinblick auf Dritte Anwendung findet. 

 
 Die hier genannte Anlagegrenze findet keine Anwendung auf Fonds, die Feeder 

Fonds eines Master Fonds sind. 
 
i) Anlagen in Anteilen von anderen OGA als OGAW dürfen insgesamt 30% des 

Netto-Fondsvermögens eines Fonds nicht übersteigen. 
 

Die hier genannte Anlagegrenze findet keine Anwendung auf Fonds, die Feeder 
Fonds eines Master Fonds sind. 

 
 Wenn der Fonds Anteile eines OGAW und/oder sonstigen OGA erworben hat, 

werden die Anlagewerte des betreffenden OGAW oder anderen OGA in Bezug 
auf die in Nr. 4. a) bis e) genannten Obergrenzen nicht berücksichtigt. 

  
Erwirbt der Fonds Anteile anderer OGAW und/oder sonstiger OGA, die unmit-
telbar oder mittelbar von derselben Verwaltungsgesellschaft oder einer anderen 
Gesellschaft verwaltet werden, mit der die Verwaltungsgesellschaft durch eine 
gemeinsame Verwaltung oder Beherrschung oder durch eine wesentliche direk-
te oder indirekte Beteiligung verbunden ist, so darf die Verwaltungsgesellschaft 
oder die andere Gesellschaft für die Zeichnung oder den Rückkauf von Anteilen 
der anderen OGAW und/oder anderen OGA durch den Fonds keine Gebühren 
berechnen. 

  
j) Die Verwaltungsgesellschaft darf für die von ihr verwalteten Investmentfonds 

insgesamt stimmberechtigte Aktien nicht in einem Umfang erwerben, der es ihr 
erlaubt, einen wesentlichen Einfluss auf die Geschäftspolitik des Emittenten 
auszuüben. 
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k) Ferner darf ein Fonds nicht mehr als: 
 

- 10% der stimmrechtslosen Aktien ein und desselben Emittenten; 
- 10% der Schuldverschreibungen ein und desselben Emittenten; 
- 25% der Anteile ein und desselben OGAW oder anderen OGA; bzw. Teil-

fonds eines Umbrella-Fonds; 
-  10% der Geldmarktinstrumente ein und desselben Emittenten 

 
erwerben. 

 
Die im zweiten, dritten und vierten Gedankenstrich vorgesehenen Grenzen 
brauchen beim Erwerb nicht eingehalten zu werden, wenn sich der Bruttobetrag 
der Schuldverschreibungen oder der Geldmarktinstrumente oder der Nettobe-
trag der ausgegebenen Anteile zum Zeitpunkt des Erwerbs nicht berechnen 
lässt. 

 
l) Die vorstehenden Bestimmungen gemäß Nr. 34. j) und k) sind nicht anwendbar 

im Hinblick auf: 
 

aa) Wertpapiere und Geldmarktinstrumente, die von einem Mitgliedstaat der Eu-
ropäischen Union oder dessen Gebietskörperschaften begeben oder garan-
tiert werden; 

 
bb) Wertpapiere und Geldmarktinstrumente, die von einem Drittstaat begeben 

oder garantiert werden;  
 
cc) Wertpapiere und Geldmarktinstrumente, die von internationalen Organis-

men öffentlich-rechtlichen Charakters begeben werden, denen ein oder 
mehrere Mitgliedstaaten der Europäischen Union angehören; 

 
dd) Aktien von Gesellschaften, die nach dem Recht eines Staates errichtet wur-

den, der kein Mitgliedstaat der EU ist, sofern (i) eine solche Gesellschaft ihr 
Vermögen hauptsächlich in Wertpapieren von Emittenten aus diesem Staat 
anlegt, (ii) nach dem Recht dieses Staates eine Beteiligung des an dem Ka-
pital einer solchen Gesellschaft den einzig möglichen Weg darstellt, um 
Wertpapiere von Emittenten dieses Staates zu erwerben und (iii) diese Ge-
sellschaft im Rahmen ihrer Vermögensanlage die Anlagebeschränkungen 
gemäß vorstehender Nr. 4. a) bis e) und Nr. 4. h) bis k) beachtet. Diese 
Abweichung findet jedoch nur Anwendung, wenn die Gesellschaft aus dem 
Nicht-EU-Mitgliedstaat mit den Begrenzungen in den Artikeln 43, 46 und 48 
des Gesetzes von 2010 übereinstimmt. Falls die in den vorgenannten Arti-
keln 43 und 46 gesetzten Begrenzungen überschritten werden, findet Artikel 
49 des Gesetzes von 2010 mutatis mutandis Anwendung. 

 
 

5. Unzulässige Geschäfte 
Die Verwaltungsgesellschaft darf für den Fonds nicht: 
 

a)  Waren oder Edelmetalle erwerben; 
 

b) in Immobilien anlegen, wobei immobiliengesicherte Wertpapiere einschließlich 
hierauf entfallender Zinsen sowie Anlagen in Wertpapieren, die von Gesell-
schaften ausgegeben werden, die in Immobilien investieren einschließlich hie-
rauf entfallender Zinsen zulässig sind; 
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c) zu Lasten des Fondsvermögens Kredite gewähren oder für Dritte als Bürge ein-

stehen; 
 
d) im Zusammenhang mit dem Erwerb nicht voll eingezahlter Wertpapiere und 

Geldmarkt- sowie anderer Finanzinstrumente im Sinne vorstehender Nr. 2. e), 
g) und h) Verbindlichkeiten übernehmen, die zusammen mit Krediten gemäß 
vorstehender Nr. 3. c), 10% des Netto-Fondsvermögens überschreiten; 

 
e) Leerverkäufe von Wertpapieren, Geldmarktinstrumenten oder anderen in vor-

stehenden Nr. 2. e), g) und h) genannten Finanzinstrumenten tätigen. 
 

6. Ausnahmebestimmungen, Rückführung 
 

a) Die Anlagebeschränkungen gemäß vorstehender Nr. 1. bis 34. beziehen sich 
auf den Zeitpunkt des Erwerbs. Werden die genannten Prozentsätze nachträg-
lich, d.h. durch Kurseinwirkungen oder aus anderen Gründen als durch Zukäufe 
überschritten, so wird die Verwaltungsgesellschaft unverzüglich, jedoch unter 
Beachtung der Interessen der Anteilinhaber, eine Rückführung in den vorge-
sehenen Rahmen anstreben; 

  
b) der neu aufgelegte Fonds kann während der ersten sechs Monate nach seiner 

Auflegung von den in vorstehender Nr. 4. a) bis i) festgelegten Bestimmungen 
unter Beachtung des Prinzips der Risikostreuung abweichen; 

 
 
Die Verwaltungsgesellschaft ist berechtigt, zusätzliche Anlagebeschränkungen für 
den Fonds aufzustellen, sofern dies notwendig ist, um den gesetzlichen und ver-
waltungsrechtlichen Bestimmungen in Ländern, in denen die Anteile des Fonds an-
geboten oder verkauft werden, zu entsprechen. 
 

7. Techniken und Instrumente 
 
 a) Allgemeine Bestimmungen  

Zur Absicherung und zur effizienten Verwaltung des Fondsvermögens sowie zum 
Laufzeiten- oder Risikomanagement, kann der Fonds, gemäß der Anlagepolitik, De-
rivate sowie sonstige Techniken und Instrumente einsetzen. 

 
Beziehen sich diese Transaktionen auf die Verwendung von Derivaten, so müssen 
die Bedingungen und Grenzen mit den Bestimmungen der vorstehenden Nr. 2 bis 6 
dieses Artikels im Einklang stehen. Des Weiteren sind die Bestimmungen der nach-
stehenden Nr. 8 dieses Artikels, betreffend Risikomanagement-Verfahren, zu be-
rücksichtigen. 

 
Unter keinen Umständen darf der Fonds durch den Einsatz von Derivaten oder 
sonstigen Techniken und Instrumenten von den im besonderen Teil des Verkaufs-
prospekts genannten Anlagezielen abweichen. 
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b) Wertpapierleihe und Wertpapierpensionsgeschäfte  
Die Verwaltungsgesellschaft kann gemäß der Anlagepolitik zur effizienten 
Verwaltung des Vermögens des Fonds gemäß den Bestimmungen der 
Rundschreibens 08/356, 11/512 und 14/592 der CSSF die Techniken und 
Instrumente der Wertpapierleihe und Wertpapierpensionsgeschäfte einsetzen.  
Sollte die Verwaltungsgesellschaft in diesem Zusammenhang Sicherheitsleistungen 
in Form von Bargeld erhalten, können diese entsprechend der Vorschriften des vor-
genannten Rundschreibens für den Fonds wieder angelegt werden. 

 
8. Risikomanagement  
Beziehen sich Transaktionen auf Derivate so stellt die Verwaltungsgesellschaft im 
Rahmen des Rundschreibens 11/512 der CSSF sicher, dass das mit Derivaten ver-
bundene Gesamtrisiko das Netto-Fondsvermögen nicht überschreitet.  

 
Bei der Berechnung des Risikos werden der Marktwert der Basiswerte, das Ausfallrisi-
ko der Gegenpartei, künftige Marktfluktuationen und die Liquidationsfrist der Positionen 
berücksichtigt.  
 
Der Fonds darf als Teil seiner Anlagestrategie innerhalb den in vorstehender Nr. 4. a) 
dieses Artikels festgelegten Grenzen Anlagen in Derivaten tätigen, sofern das Gesam-
trisiko der Basiswerte die Anlagegrenzen von Nr. 4. a) bis e) dieses Artikels nicht über-
schreitet, wobei indexbasierte Derivate unberücksichtigt bleiben.  
Ein Derivat, das in ein Wertpapier oder in ein Geldmarktinstrument eingebettet ist, 
muss hinsichtlich der Bestimmungen dieser Nummer 8 mit berücksichtigt werden. 
Nutzt der Fonds gemäß Artikel 42 Absatz (2) des Gesetzes von 2010 und gemäß der 
Anlagepolitik Techniken und Instrumente, einschließlich Rückkaufsvereinbarungen 
oder Wertpapierverleihgeschäfte, um sein Leverage oder sein Marktrisiko zu erhöhen, 
so muss die Verwaltungsgesellschaft die betreffenden Geschäfte bei der Berechnung 
des Gesamtrisikos berücksichtigen. 
Nähere Angaben zur Bestimmung des Gesamtrisikos des Fonds enthält der Verkaufs-
prospekt. 
 
Artikel 5  Anteile 
 
1.  Die Anteilzertifikate lauten auf den Inhaber und sind über einen Anteil oder eine 

Mehrzahl von Anteilen ausgestellt. 
 
2.  Die Anteilzertifikate tragen handschriftliche oder vervielfältigte Unterschriften der 

Verwaltungsgesellschaft und der Verwahrstelle. 
 
3.  Anteilzertifikate sind übertragbar. Mit der Übertragung eines Anteilzertifikats gehen 

die darin verbrieften Rechte über. Der Verwaltungsgesellschaft und/oder der 
Verwahrstelle gegenüber gilt der Inhaber des Anteilzertifikats in jedem Fall als der 
Berechtigte. 

 
4.  Auf Wunsch der Anteilerwerber und Weisung der Verwaltungsgesellschaft kann die 

Verwahrstelle anstelle eines Anteilzertifikats eine Anteilbestätigung über erworbene 
Anteile ausstellen.  

 
5. Der Verkaufsprospekt kann vorsehen, dass die Anteile in Globalzertifikaten 

verbrieft werden. Ein Anspruch auf Auslieferung effektiver Stücke besteht in diesen 
Fällen nicht. 
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Artikel 6 Ausgabe und Rücknahme von Anteilen  
 
1.  Alle Anteile haben gleiche Rechte. Die Anteile werden von der Verwaltungs-

gesellschaft unverzüglich nach Eingang des Ausgabepreises ausgegeben. Die 
Anzahl der ausgegebenen Anteile und der entsprechenden Anteilscheine ist 
grundsätzlich nicht beschränkt. Die Verwaltungsgesellschaft behält sich jedoch vor, 
die Ausgabe von Anteilen vorübergehend oder vollständig einzustellen; etwa bereits 
geleistete Zahlungen werden in diesen Fällen unverzüglich erstattet. 

 
2.  Die Anteilinhaber können jederzeit die Rücknahme der Anteile über die Verwal-

tungsgesellschaft, die Verwahrstelle oder die Zahlstellen verlangen. Die 
Verwaltungsgesellschaft ist verpflichtet, an jedem Bewertungstag die Anteile zum 
jeweils geltenden Rücknahmepreis für Rechnung des Fonds zurückzunehmen. 

 
3.  Sofern im Verkaufsprospekt nichts Abweichendes geregelt ist, werden die Anteile an 

jedem Bewertungstag bewertet. Die Auszahlung des Rücknahmepreises erfolgt 
unverzüglich nach dem Bewertungstag in der Fondswährung. 

 
4. Die Verwahrstelle ist nur insoweit zur Zahlung verpflichtet, als keine gesetzlichen 

Bestimmungen, zum Beispiel devisenrechtliche Vorschriften oder andere, von der 
Verwahrstelle nicht zu vertretende Umstände der Überweisung des Rücknahme-
preises entgegenstehen. 

 
Artikel 7  Ausgabe- und Rücknahmepreis 
 
1. Zur Errechnung des Ausgabe- und Rücknahmepreises ermittelt die Verwaltungs-

gesellschaft oder ein von ihr beauftragter Dritter unter Aufsicht der Verwahrstelle 
den Nettoinventarwert pro Anteil an jedem Bewertungstag. 

 
 Dabei werden: 
 

a) Wertpapiere, die an einer Börse amtlich notiert sind, zum letzten verfügbaren 
bezahlten Kurs bewertet; 

 
b) Wertpapiere, die nicht an einer Börse amtlich notiert sind, jedoch an einem 

geregelten Markt bzw. an anderen organisierten Märkten gehandelt werden, 
ebenfalls zum letzten verfügbaren bezahlten Kurs oder letzten verfügbaren 
festgestellten Schlusskurs bewertet, sofern die Verwaltungsgesellschaft zur Zeit 
der Bewertung diesen Kurs für den bestmöglichen Kurs hält, zu dem die 
Wertpapiere veräußert werden können; 

 
c) Wertpapiere, deren Kurse nicht marktgerecht oder gem. Art. 7 Nr. 1, a) und b) 

nicht verfügbar sind, sowie alle anderen Vermögenswerte zum wahrscheinlichen 
Realisierungswert bewertet, der mit Vorsicht und nach Treu und Glauben zu 
bestimmen ist; 

 
d) Investmentanteile an OGAW und/oder OGA des offenen Typs zum letzten 

festgestellten und erhältlichen Rücknahmepreis bewertet; 
 
e) flüssige Mittel zu deren Nennwert zuzüglich Zinsen bewertet; 

 
f) Festgelder zu deren Nennwert zuzüglich Zinsen bewertet; 
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g) der Liquidationswert von Termingeschäften oder Optionen, die nicht an Börsen 
oder anderen organisierten Märkten gehandelt werden, zu deren jeweiligem 
Nettoliquidationswert bewertet, wie er gemäß den Richtlinien der 
Verwaltungsgesellschaft auf einer konsistent für alle verschiedenen Arten von 
Verträgen angewandten Grundlage festgestellt wird; der Liquidationswert von 
Termingeschäften oder Optionen, welche an Börsen oder anderen organisierten 
Märkten gehandelt werden, auf Grundlage der letzten verfügbaren 
Abwicklungspreise solcher Verträge an den Börsen oder organisierten Märkten, 
auf welchen diese Termingeschäfte oder Optionen vom Fonds gehandelt 
werden, berechnet; sofern ein Termingeschäft oder eine Option an einem Tag, 
an dem der Nettoinventarwert pro Anteil berechnet wird, nicht liquidiert werden 
kann, wird die Bewertungsgrundlage für einen solchen Vertrag von der 
Verwaltungsgesellschaft in angemessener und vernünftiger Weise bestimmt;  

 
h) Geldmarktinstrumente, die nicht an einer Börse notiert oder an einem anderen 

Geregelten Markt gehandelt werden und deren Restlaufzeit bei Erwerb weniger 
als 90 Tage beträgt, grundsätzlich zu Amortisierungskosten bewertet, wodurch 
dem ungefähren Marktwert entsprochen wird; 

 
i) Swaps werden zu ihrem, unter Bezug auf die anwendbare Entwicklung des 

Underlyings, bestimmten Marktwert bewertet; 
 
j)  nicht auf die Fondswährung lautende Vermögenswerte zu den zuletzt im Inter-

bankenmarkt festgestellten und verfügbaren Devisenreferenzkursen in die 
Fondswährung umgerechnet; wenn solche Kurse nicht verfügbar sind, wird der 
Wechselkurs nach Treu und Glauben und nach dem von der Verwaltungsge-
sellschaft festgelegten Verfahren bestimmt. 

 
Die Verwaltungsgesellschaft kann nach eigenem Ermessen andere Bewertungs-
methoden zulassen, wenn sie dieses im Interesse einer angemesseneren Bewer-
tung eines Vermögenswertes des Fonds hinsichtlich des voraussichtlichen Reali-
sierungswertes für angebracht hält. 
 
Wenn die Verwaltungsgesellschaft der Ansicht ist, dass der ermittelte Anteilwert an 
einem bestimmten Bewertungstag den tatsächlichen Wert der Anteile des Fonds 
nicht wiedergibt, oder wenn es seit der Ermittlung des Anteilwertes beträchtliche 
Bewegungen an den betreffenden Börsen und/oder Märkten gegeben hat, kann 
die Verwaltungsgesellschaft beschließen, den Anteilwert noch am selben Tag zu 
aktualisieren. Unter diesen Umständen werden alle für diesen Bewertungstag ein-
gegangenen Anträge auf Zeichnung und Rücknahme auf der Grundlage des An-
teilwerts eingelöst, der unter Berücksichtigung des Grundsatzes von Treu und 
Glauben aktualisiert worden ist. 

 
2.  Bei Festsetzung des Ausgabepreises kann dem Nettoinventarwert pro Anteil zur Ab-

geltung der Ausgabekosten ein Ausgabeaufschlag hinzugerechnet werden, dessen 
Höhe sich für den Fonds nach dem Verkaufsprospekt ergibt. Sofern in einem Land, 
in dem Anteile ausgegeben werden, Stempelgebühren oder andere Belastungen 
anfallen, erhöht sich der Ausgabepreis entsprechend. 

 
3.  Rücknahmepreis ist der nach Absatz 1 ermittelte Nettoinventarwert pro Anteil, 

welchem zur Abgeltung der Rücknahmekosten eine Rücknahmegebühr 
hinzugerechnet werden kann, deren Höhe sich aus dem Verkaufsprospekt ergibt.  
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Artikel 8  Aussetzung 
 
Die Verwaltungsgesellschaft ist berechtigt, die Berechnung des Anteilwerts zeitweilig 
einzustellen, wenn und solange Umstände vorliegen, die dies erfordern und sofern die 
Einstellung unter Berücksichtigung der Interessen der Anteilinhaber gerechtfertigt ist, 
insbesondere: 
 
1. während der Zeit, in welcher eine Börse oder ein anderer Markt, an dem ein we-

sentlicher Teil der Vermögenswerte des jeweiligen Fonds amtlich notiert oder ge-
handelt wird, (außer an gewöhnlichen Wochenenden oder Feiertagen) geschlos-
sen ist oder der Handel an dieser Börse bzw. an dem entsprechenden Markt aus-
gesetzt oder eingeschränkt wurde; oder 

 
2. in Notlagen, wenn die Verwaltungsgesellschaft über Anlagen eines Fonds nicht 

verfügen kann oder es ihr unmöglich ist, den Gegenwert der gekauften oder ver-
kauften Vermögensgegenstände frei zu transferieren oder die Berechnung des An-
teilwerts ordnungsgemäß durchzuführen; oder 

 
3. wenn aus irgendeinem anderen Grund die Bewertung einer Anlage des Fonds 

nicht zeitnah oder präzise ermittelt werden kann; oder 
 
4. wenn die Berechnung der Aktie oder des Anteilspreises in dem jeweiligen Master 

Fonds, in welchen der Fonds investiert hat, suspendiert wurde, oder 
 
5. falls eine Verschmelzung oder ein ähnliches Ereignis, welches den Fonds betref-

fen, stattfindet, und wenn es von der Verwaltungsgesellschaft als notwendig und 
im bestem Interesse der betreffenden Anteilinhaber befunden wird, oder 

 
6. im Falle einer Indexaussetzung, der einer Finanzderivatanlage zugrunde liegt und 

welcher wesentlich für den Fonds ist. 
 
Die Verwaltungsgesellschaft wird die Aussetzung der Anteilwertberechnung allen An-
teilerwerbern und den Anteilinhabern, die ihre Anteile zur Rücknahme angeboten ha-
ben, unmittelbar in angemessener Weise mitteilen. Während der Dauer der Ausset-
zung der Anteilwertberechnung können solche Anteilinhaber ihre Kaufaufträge oder 
Rücknahmeanträge zurückziehen. Nicht zurückgezogene Kaufaufträge und Rücknah-
meanträge werden mit den bei Wiederaufnahme der Anteilwertberechnung festgestell-
ten Ausgabe- und Rücknahmepreisen abgerechnet. 
 
Artikel 9  Kosten 
 
1.  Der Verwaltungsgesellschaft steht für die Verwaltung des Fonds und der 

Verwahrstelle für die Verwahrung der zu dem Fonds gehörenden Vermögenswerte 
eine Vergütung zu. Darüber hinaus erhält die Verwahrstelle eine Bearbeitungsge-
bühr für jede Transaktion, die sie im Auftrag der Verwaltungsgesellschaft durchführt. 

 
2.  Neben diesen Vergütungen und Gebühren gehen die folgenden Aufwendungen zu 

Lasten des Fonds: 
 
a) Steuern und ähnliche Abgaben, die auf das jeweilige Fondsvermögen, dessen 

Einkommen oder Auslagen, zu Lasten des Fonds erhoben werden; 
 
b) im Zusammenhang mit dem Erwerb und der Veräußerung von Vermögenswerten 

entstehende Kosten; 
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c) Kosten für die Erstellung und den Versand der Prospekte, Verwaltungs-

reglements, KIID sowie Jahres-, Halbjahres- und ggfls. Zwischenberichte; 
 
d) Kosten der Veröffentlichung der Prospekte, Verwaltungsreglements, KIID, 

Jahres-, Halbjahres- und ggfls. Zwischenberichte sowie der Ausgabe- und Rück-
nahmepreise und der Bekanntmachungen an die Anteilinhaber; 

 
e)  Prüfungs-, Steuer- und Rechtsberatungskosten für den Fonds; 
 
f) Kosten und eventuell entstehende Steuern bzw. Gebühren im Zusammenhang 

mit der Verwaltung und Verwahrung; 
 
g) Kosten für die Erstellung der Anteilzertifikate und ggfls. Erträgnisscheine sowie 

Erträgnisschein-Bogenerneuerung; 
 
h) ggfls. entstehende Kosten für die Einlösung von Erträgnisscheinen; 
 
i) Kosten etwaiger Börseneinführungen und/oder der Registrierung der Anteil-

scheine zum öffentlichen Vertrieb; 
  
j) ein angemessener Teil der Marketing- und Werbeaufwendungen, insbesondere 

solche, die im direkten Zusammenhang mit dem Angebot und dem Verkauf von 
Anteilen des Fonds stehen;  

 
k) Kosten für die Analyse der Wertentwicklung sowie die Beurteilung des Fonds 

insgesamt durch national und international anerkannte Ratingagenturen; 
 
l) Kosten im Zusammenhang mit dem Risikomanagement sämtlicher Risikoarten 

des Fonds sowie mit der Messung und der Analyse der Performance des Fonds, 
und 

 
m) Gründungskosten des Fonds. 
 

3. Sämtliche Kosten werden zunächst dem laufenden Einkommen, dann den Kapital-
gewinnen und zuletzt dem Fondsvermögen angerechnet. 

 
Artikel 10  Rechnungsjahr und Abschlussprüfung 
 
1.  Der Fonds und dessen Bücher werden durch eine Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 

geprüft, die von der Verwaltungsgesellschaft bestellt wird. 
 
2.  Spätestens vier Monate nach Ende eines jeden Geschäftsjahres veröffentlicht die 

Verwaltungsgesellschaft einen geprüften Rechenschaftsbericht für den Fonds. 
 
3.  Längstens zwei Monate nach Ablauf der ersten Hälfte des Geschäftsjahres 

veröffentlicht die Verwaltungsgesellschaft einen ungeprüften Halbjahresbericht für 
den Fonds. 

 
4.  Die Berichte sind bei der Verwaltungsgesellschaft, der Verwahrstelle und den Zahl-

stellen erhältlich. 
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Artikel 11  Verschmelzung und Reorganisation 
 

Falls aus jedwelchem Grund der Wert des Netto-Fondsvermögens des Fonds oder 
einer Anteilsklasse auf einen Wert sinkt, der von der Verwaltungsgesellschaft als 
Minimumbetrag für den Fonds oder Anteilsklasse festgelegt wurde, um auf wirt-
schaftlich effiziente Weise betrieben zu werden, oder wenn eine Veränderung der 
wirtschaftlichen oder politischen Situation in Bezug auf einen Fonds oder Anteils-
klasse erhebliche negative Auswirkungen auf die Investitionen des Fonds oder der 
Anteilsklasse hätte, oder zwecks einer wirtschaftlichen Rationalisierung, oder wenn 
der Vertrag mit den Anlageberater gekündigt wurde und dieser nicht durch einen Er-
satz-Anlageberater ersetzt wurde, kann die Verwaltungsgesellschaft beschließen, 
zwangsweise sämtliche Anteile des Fonds oder der betreffenden Anteilsklasse(n) 
zum Nettoinventarwert pro Anteil (unter Berücksichtigung der tatsächlichen Anla-
genrealisierung und der Realisierungsaufwendungen) ab dem Bewertungstag, an 
dem diese Entscheidung wirksam wird, zurücknehmen. 

 
Die Entscheidung der Verwaltungsgesellschaft wird vor dem Stichtag veröffentlicht 
(entweder in Zeitungen, welche von der Verwaltungsgesellschaft bestimmt werden, 
oder per Mitteilung an die Anteilsinhaber, an die von ihnen angegebenen Adressen 
welche sich im Register der Anteilsinhaber befinden), um den Zeitpunkt des Inkraft-
tretens zu bestimmen, und die Veröffentlichung wird die Gründe für, und die Vorge-
hensweise zur Zwangsrücknahme angeben. 

 
Unter denselben Umständen wie im ersten Absatz dieses Artikels vorgesehen ist, 
kann die Verwaltungsgesellschaft beschließen, den Fonds mit einem anderen lu-
xemburgischen oder ausländischen OGAW oder eines Teilfonds davon zu ver-
schmelzen. 
 
Eine solche Entscheidung wird in der gleichen Weise veröffentlicht wie oben be-
schrieben (und darüber hinaus wird die Veröffentlichung Informationen in Bezug auf 
die luxemburgischen/ausländische OGAW oder Teilfonds davon enthalten, soweit 
anwendbar), nicht weniger als einen (1) Monat vor dem Datum, an dem die Ver-
schmelzung wirksam wird, damit die Anteilseigner während dieser Frist in der Lage 
sind, ohne Tausch- oder Rücknahmegebühren, die Rücknahme oder den Tausch ih-
rer Anteile zu beantragen. 

 
Nach Ablauf dieser Frist bindet diese Entscheidung alle Anteilinhaber, die nicht von 
ihrem entsprechenden Recht Gebrauch gemacht haben.  

 
Falls die Verwaltungsgesellschaft feststellt, dass es im Interesse der Anteilinhaber 
des Fonds erforderlich ist, oder dass eine Änderung der wirtschaftlichen oder politi-
schen Situation in Bezug auf den Fonds aufgetreten ist, die eine Reorganisierung 
des Fonds rechtfertigen würde, entweder durch eine Spaltung in zwei oder mehrere 
Teilfonds (gefolgt, falls erforderlich, von der Zahlung des entsprechenden Betrages, 
der dem anteiligen Anspruch des Anteilseigners entspricht, eine sogenannten Spit-
zenausgleich.), kann eine solche Entscheidung von der Verwaltungsgesellschaft ge-
troffen werden. 

 
Vorgenannte Entscheidung wird in gleicher Weise wie zuvor beschrieben veröffent-
licht. Daneben wird die Veröffentlichung Informationen in Bezug auf die neuen Teil-
fonds enthalten. 

 
Diese Veröffentlichung erfolgt mindestens einem (1) Monat vor dem Tag, an dem 
die Reorganisation wirksam wird, um dem Anteilseigner während dieser Zeitspanne 
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die Rückgabe derselben oder allen Anteilen ohne Anfall von Rückgabegebühren zu 
ermöglichen. 

 
Die Guthaben, die, ungeachtet welchen Grundes, nicht an die Anteilinhaber verteilt 
werden können, werden bei der Caisse de Consignation für Rechnung der berech-
tigten Anteilinhaber hinterlegt, wo diese Beträge verfallen, sofern sie nicht in Über-
einstimmung mit geltendem Recht dort angefordert werden. 

 
Alle zurückgegebenen Anteile werden annulliert. 

 
Artikel 12  Dauer und Auflösung des Fonds sowie Kün digung der Verwal-

tungsgesellschaft 
 
1.  Der Fonds wurde auf unbestimmte Zeit errichtet; er kann jedoch jederzeit durch 

Beschluss der Verwaltungsgesellschaft aufgelöst werden. 
 
2. Abweichend von Absatz 1 kann der Verkaufsprospekt eine begrenzte Laufzeit für 

den Fonds vorsehen.  
 
3. Der Fonds, kann jedoch jederzeit durch Beschluss der Verwaltungsgesellschaft 

aufgelöst werden. Wird eine solche Auflösung vorgenommen, ist dies im RESA 
sowie zusätzlich in zwei Tageszeitungen zu veröffentlichen. Die 
Verwaltungsgesellschaft wird zu diesem Zweck neben einer luxemburgischen 
Tageszeitung, Tageszeitungen der Länder auswählen, in denen die betroffenen 
Anteile zum öffentlichen Vertrieb zugelassen sind. Die Ausgabe von Anteilen sowie 
der Umtausch in Anteile / Aktien an einem anderem OGAW die sich in Liquidation 
befinden, werden am Tag der Beschlussfassung über die Auflösung des Fonds 
eingestellt. Die Vermögenswerte werden veräußert; die Verwahrstelle wird den 
Liquidationserlös abzüglich der Liquidationskosten und Honorare auf Anweisung der 
Verwaltungsgesellschaft oder ggfls. der von ihr oder der Verwahrstelle im 
Einvernehmen mit der CSSF ernannten Liquidatoren unter den Anteilinhabern nach 
deren Anspruch verteilen. Liquidationserlöse, die nach Abschluss des 
Liquidationsverfahrens nicht von Anteilinhabern eingezogen worden sind, werden, 
sofern gesetzlich erforderlich, in die Landeswährung Luxemburgs konvertiert und 
von der Verwahrstelle für Rechnung der berechtigten Anteilinhaber bei der Caisse 
de Consignation in Luxemburg hinterlegt, wo diese Beträge verfallen, sofern sie 
nicht innerhalb der gesetzlichen Frist dort angefordert werden. 

 
Artikel 13  Änderungen des Verwaltungsreglements 
 
1. Die Verwaltungsgesellschaft kann mit Zustimmung der Verwahrstelle das Verwal-

tungsreglement jederzeit ganz oder teilweise ändern. 
 
2.  Änderungen des Verwaltungsreglements werden beim Handelsregister in Luxem-

burg hinterlegt. Ein Hinweis auf die Hinterlegung wird im RESA veröffentlicht. 
 
Artikel 14  Verjährung von Ansprüchen 
 
Forderungen der Anteilinhaber gegen die Verwaltungsgesellschaft oder die Verwahr-
stelle können nach Ablauf von fünf Jahren nach Entstehung des Anspruchs nicht mehr 
gerichtlich geltend gemacht werden; davon unberührt bleibt die in vorstehendem Artikel 
12 Absatz 4 dieses Verwaltungsreglements enthaltene Regelung. 
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Artikel 15  Gerichtsstand, Vertragssprache und Inkr afttreten 
 
1. Erfüllungsort ist der Sitz der Verwaltungsgesellschaft.  
 
2. Rechtsstreitigkeiten zwischen den Anteilinhabern, der Verwaltungsgesellschaft 

und der Verwahrstelle unterliegen der Gerichtsbarkeit des zuständigen Gerichts im 
Großherzogtum Luxemburg. Die Verwaltungsgesellschaft und die Verwahrstelle 
sind berechtigt, sich selbst und den jeweiligen Fonds dem Recht und der Gerichts-
barkeit anderer Staaten, in denen die Anteile vertrieben werden, zu unterwerfen, 
sofern dort ansässige Anleger bezüglich Erwerb und Rückgabe von Anteilen An-
sprüche gegen die Verwaltungsgesellschaft oder die Verwahrstelle geltend ma-
chen. 

3. Die Verwaltungsgesellschaft und die Verwahrstelle können für sich selbst und den 
jeweiligen Fonds Übersetzungen in Sprachen von Ländern als verbindlich erklären, in 
denen Anteile zum öffentlichen Vertrieb zugelassen sind. 

 
4. Das Verwaltungsreglement sowie jegliche Änderung desselben traten am [30. Juni 

2018] in Kraft.  
 
Artikel 16  Ausschüttungen 
 
1.  Die Verwaltungsgesellschaft bestimmt jedes Jahr, ob und in welcher Höhe Aus-

schüttungen entsprechend den in Luxemburg gültigen Bestimmungen erfolgen. 
 
2. Ausschüttungen erfolgen auf die am Ausschüttungstag umlaufenden Anteile. 
 
3. Ausschüttungsbeträge, die nicht innerhalb von fünf Jahren nach Veröffentlichung 

der Ausschüttungserklärung geltend gemacht wurden, verfallen zugunsten des 
Fonds. Ungeachtet dessen ist die Verwaltungsgesellschaft jedoch berechtigt, 
Ausschüttungsbeträge, die nach Ablauf dieser Verjährungsfrist geltend gemacht 
werden, an die Anteilinhaber auszuzahlen.  

 
Artikel 17  Geschäftsjahr  
 
Das Geschäftsjahr des Fonds beginnt am 1. Januar und endet am 31. Dezember. 
 
Artikel 18  Inkrafttreten  
 
Dieses Verwaltungsreglement trat am [30. Juni 2018] in Kraft. 
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Ihre Partner  
 
Verwahrstelle 
Hauck & Aufhäuser Privatbankiers AG, Niederlassung Luxemburg 
1c, rue Gabriel Lippmann 
5365 Munsbach 
Luxemburg 
 
Zahl- und Vertriebsstelle Großherzogtum Luxemburg 
Hauck & Aufhäuser Privatbankiers AG, Niederlassung Luxemburg 
1c, rue Gabriel Lippmann 
5365 Munsbach 
Luxemburg 
 
Zahl- und Informationsstelle Bundesrepublik Deutsch land 
Hauck & Aufhäuser Privatbankiers AG 
Kaiserstraße 24 
60311 Frankfurt am Main 
Deutschland 
 
Weitere Vertriebsstelle  
Ampega Investment GmbH 
Charles-de-Gaulle-Platz 1 
50679 Köln 
Deutschland 
 
Anlageberater 
GREIFF Capital Management AG  
Haus der Wirtschaft 
Munzinger Str. 5a 
D-79111 Freiburg 
 
Zugelassener Wirtschaftsprüfer 
KPMG Luxembourg, Société coopérative 
39, Avenue John F. Kennedy 
Luxembourg 
 
Rechtsberater des Sondervermögens:   
Elvinger Hoss Prussen 
société anonyme 
2, Place Winston Churchill 
L-1340 Luxemburg 
 
Aufsichtsbehörde 
Commission de Surveillance du Secteur Financier 
283, route d’Arlon  
1150 Luxemburg 
Luxemburg 
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ANGABEN ZUR 
VERWALTUNGSGESELLSCHAFT 
 
Verwaltungsgesellschaft 
Ampega Investment GmbH 
Charles-de-Gaulle-Platz 1 
50679 Köln 
Postfach 10 16 65 
50456 Köln 
Deutschland 

Fon +49 (221) 790 799-799 
Fax +49 (221) 790 799-729 
Email fonds@talanx.com 
Web www.ampega.de 

Amtsgericht Köln: HRB 3495 
USt-Id-Nr. DE 115658034 

Gezeichnetes Kapital: Euro 6 Mio. (Stand: 01.02.2017) 
Das gezeichnete Kapital ist voll eingezahlt. 

Gesellschafter 
Talanx Asset Management GmbH (94,9%) 
Alstertor Erste Beteiligungs- und Investitionssteuerungs- GmbH & Co. KG (5,1%) 

Aufsichtsrat 
Harry Ploemacher 
Vorsitzender 
Vorsitzender der Geschäftsführung der Talanx Asset Management GmbH, Köln 

Dr. Immo Querner 
stellv. Vorsitzender 
Mitglied des Vorstandes der Talanx AG, Hannover 

Norbert Eickermann 
Mitglied des Vorstandes der HDI Vertriebs AG, Hannover 
 
Prof. Dr. Alexander Kempf 
Direktor des Seminars für Allgemeine BWL und Finanzierungslehre, Köln 

Dr. Dr. Günter Scheipermeier 
Vorsitzender der Geschäftsführung der NOBILIA-WERKE GmbH & Co., Verl 
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Geschäftsführung 
Dr. Thomas Mann 
Sprecher 
Mitglied der Geschäftsführung der Talanx Asset Management GmbH, Köln 

Jörg Burger 

Manfred Köberlein 

Ralf Pohl 

Abschlussprüfer 
KPMG AG  
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft  

Auslagerung 
Compliance, Revision, Rechnungswesen und IT-Dienstleistungen sind auf Konzernun-
ternehmen ausgelagert, d.h. die Talanx AG (Compliance und Revision), die Talanx 
Service AG (Rechnungswesen) und die Talanx Systeme AG (IT-Dienstleistungen). 

Aufsichtsbehörde 
Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) 
Marie-Curie-Straße 24-28 
60439 Frankfurt am Main 
Deutschland 

Über Änderungen wird in den regelmäßig zu erstellen den Halbjahres- und Jah-
resberichten sowie auf der Homepage der Ampega Inve stment GmbH 
(www.ampega.de) informiert. 

 


